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Liebe Leserin, lieber Leser! 


achdem das Entsetzen 
N und die moralische 
Empörung über den Koso- 
vo-Krieg zumindest einige 
wenige zu Protesten auf die 
Straße getrieben haben, 
muß nun die Diskussion 
über die Ursachen des Krie- 
ges intensiv geführt werden. 
Viele Kriegsgegner und 
-gegnerinnen stehen vor der 
Frage, die USA, 
Deutschland oder die ande- 
ren NATO-Staaten eigent- 
lich gegen Jugoslawien ha- 


was 


ben. Beginnend mit Hannes 
Hofbauers Artikel 
Krieg in diesem Heft, wol- 


zum 


len wir eine breite Debatte 
darüber anstoßen, welche 
Interessen zum NATO-An- 
griff geführt haben, ob die 
Kategorie „Interesse“ zur 
Erklärung von Kriegen am 
Ende des 20. Jahrhunderts 
überhaupt ausreicht und in 
welcher Form eine Anti- 
kriegsbewegung auf ein Er- 
eignis wie den Kosovo-Krieg 
zu reagieren hat. 

Auskunft zu diesen Fra- 
gen sowie zur spezifischen 


Zuwiderhandlung, Juli 1999 


Situation des antimilitaristi- 
schen Widerstands in der 
BRD haben wir uns auch 
von Christian Herz erbeten, 
der, selbst Totalverweigerer, 
einer der aktivsten Mitar- 
beiter der Berliner „Kampa- 
gne gegen Wehrpflicht, 
Zwangdienste und Militär“ 
ist. Anhand dieses Inter- 
views hoffen wir auch, die 
Möglichkeiten unseres tria- 
dischen Medienkonzeptes 
zumindest andeuten zu kön- 
nen. Neben der Druckfas- 
sung im Heft kann der mehr 
als doppelt so lange kom- 
plette Originaltext des Ge- 


sprächs in der Internet-Aus- 
gabe von Context XXI nach- 
gelesen werden. Außerdem 
ist auf der Grundlage des 
Interviews die erste Sendung 
von Radio Context XXI in 
Arbeit. Genauere Hinweise 
zu letzterem entnehmen Sie 
bitte der Internet-Ausgabe. 

Während und nach den 
Luftangriffen ging auch der 
alltägliche Irrsinn in der auf 
Gewalt gegründeten Gesell- 
schaft weiter. Ein Beispiel 
vom Alltag im Klassenstaat 
beschreibt Angelika Kar- 
tusch, die von der Ausnut- 
zung von Migrantinnen in 
Diplomatenhaushalten be- 
richtet. Irene Messinger in- 
formiert über einen Versuch 
des Widerstands gegen das 
europäische Grenzregime 
und den Verfolgungswahn 
deutscher Eingeborener — 
ein Versuch, der zugleich 
zentrale Unzulänglichkeiten 
des antirassistischen Wider- 
stands sichtbar gemacht hat. 

Das Bestreben, dem ehe- 
maligen Untertitel der 
ZOOM gerecht zu werden 


EN. EIGENER .SACHE 


und auch der Kultur den ihr 
zustehenden Platz einzuräu- 
men, schlägt sich im vorlie- 
genden Heft in Alexander 
Schürmann-Emanuelys Bei- 
trag über die Comics von 
Hugo Pratt nieder. Das Co- 
mic stellt eine Kunstform 
dar, welche mitunter einen 
nicht unwesentlichen, aber 
gern übersehenen Beitrag 
zur Gewalt- und Herr- 
schaftskritik leistet. Grund 
genug, ihm ab dieser Num- 
mer einige Seiten zu wid- 
men. Selbstverständlich sol- 
len in Zukunft nicht nur Be- 
sprechungen die 
großen Zeichner und ihre 
Werke dort ihren Platz ha- 
ben, sondern auch Eigen- 
dem 


über 


produktionen aus 
zeichnenden Genre sind 
ausgesprochen erwünscht. 
Ein Zuckerl für alle, die 
unsere lebhafte, langwierige 
und andauernde Debatte 
zwischen Fritz Molden und 
Siegfried Beer mit Interesse 
und Vergnügen verfolgt ha- 
ben: mit einer letzten Replik 
Beers veröffentlichen wir 
Faksimiles, die er uns zum 
Beweis seiner Aussagen über 
Moldens Tätigkeit zur Ver- 
fügung gestellt hat. 
September 1999 
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Die Folgen.des NATO- 
Krieges gegen Jugoslawien 


Eine Analyse der Interessenlagen 


Bei der Entscheidung 
der NATO, einen Luft- 
krieg gegen Jugosla- 
wien zu führen, spiel- 
ten handfeste macht- 
politische und geo- 
strategische Überle- 
gungen der USA eine 
entscheidende Rolle. 


VON HANNES HOFBAUER* 


*) Hannes Hofbauer ist Verle- 


ger und freier Autor in Wien. 
In der ersten Oktoberwoche 


erscheint das von ihm heraus- 


gegebene Buch „Balkankrieg. 
Die Zerstörung Jugoslawiens" 
im Wiener Promedia-Verlag. 


eit dem erzwungenen 

Rückzug des Osmanischen 
Reiches liegt der Balkan im 
Spannungsfeld dreier bzw. 
zweier Großräume: Europa in 
seiner mitteleuropäischen und 
seiner atlantischen Ausprä- 
gung sowie Rußland. Die 
führenden 
Kräfte dieser Räume unterlie- 
gen Veränderungen, die In- 


geopolitischen 


teressenlagen weisen erstaun- 
liche Kontinuitäten auf. War 
es anläßlich des Berliner Kon- 
gresses im Jahre 1878, als es 
um die Neuaufteilung des eu- 
ropäischen Südostens ging, 
noch Österreich-Ungarn, das 
an der Spitze des (mittel)eu- 
ropäischen Zugriffs auf den 
Balkan stand, so wurde die 
Politik des europäischen Im- 
periums in der Folge von Ber- 
lin und - heute - von Brüssel 
aus geführt. Der westeuropäi- 
sche Protagonist im Kräfte- 
spiel um den Balkan war 
schon immer atlantisch orien- 
tiert. 1878 rang er in Gestalt 
Großbritanniens um Einfluß 
in Osteuropa. Nach zwei eu- 
ropäischen Weltkriegen über- 
nahm Washington die 
Führungsrolle des atlantischen 
Großraums, sein Interesse für 
den Balkan hat sich nur un- 
wesentlich verändert. Bleibt 
Rußland als dritte post-osma- 
nische Großmacht, Moskau 
versteht seit je Südosteuropa 
als geostrategisches Vorfeld 
seiner eigenen Sicherheit. 

Im Zuge des Berliner Kon- 
gresses wurden jene östlichen 
Landstriche neu verteilt, die 
von den osmanischen Trup- 


pen geräumt werden mußten. 
Bosnien & Herzegowina kam 
an Österreich-Ungarn, Ruß- 
land erhielt Teile des früheren 
Fürstentums Moldau und 
England wurde mit Zypern 
bedient. Serbien und Rumä- 
nien erstanden als souveräne 
Staaten. Das Machtvakuum, 
das durch den Rückzug der 
„Hohen Pforte“ entstanden 
war, konnte neu gefüllt wer- 
den. Die Landkarte Europas 
veränderte sich. 

Mit dem Zerfall der So- 
wjetunion im Jahr 1989 war 
die geopolitische Ordnung des 
Kontinents wieder einmal in 
Frage gestellt. Die Desintegra- 
tion im Osten rief die aktuel- 
len Großmächte auf den Plan: 
EU-Europa und US-Amerika. 
Gerade um die Politik in Ju- 
goslawien tauchten neben dem 
öffentlich zur Schau gestellten 
Gleichschritt immer wieder 
Widersprüche zwischen dem 
deutsch geführten Westeuro- 
pa und den USA auf. 
Während es Bonn/Berlin (und 
mit ihm Brüssel) seit 1991 eher 
um ökonomische Interessen 
ging, für deren Durchsetzung 
eine Spaltung des südslawi- 
schen Vielvölkerstaates nach 
nationalen Kriterien praktisch 
schien, benützte Washington 
— etwas später — die Nationa- 
lismen auf dem Balkan, um ei- 
nen weiteren geopolitischen 
Fuß nach Europa zu setzen. 
Rußland wiederum versuchte 
verzweifelt - und nicht ganz 
ohne Erfolg - letzte Reste von 
Einfluß in Südosteuropa zu er- 
halten. 
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Amerikanische und 
europäische Geopolitik 
„Ich kann dem amerikani- 
schen Volk mitteilen, daß wir 
einen Sieg für eine sicherere 
Welt, für unsere demokrati- 
schen Werte und für ein stär- 
keres Amerika errungen ha- 
ben“, vermeldete US-Präsi- 
dent Clinton nach 78 Tagen 
NATO-Bombardements auf 
Jugoslawien in jener selben 
Rede, in der er auch den Al- 
banern zur Wiedererringung 
der Muttersprache gratulier- 
te. Eines daran stimmt sicher: 
nach der Zerschlagung Jugos- 
lawiens hat es die Welt mit ei- 
nem „stärkeren Amerika“ zu 
tun. Darin lag letztlich für 
Washington der Sinn der 
ganzen Angelegenheit. Die 
Neuordnung Europas, und 
mit ihr die Neuordnung am 
Balkan, so die Botschaft aus 
Übersee, ist ohne die Berück- 
sichtigung US-amerikanischer 
Interessen nicht durchführbar. 
Das Herauslösen Sloweni- 
ens und Kroatiens aus dem al- 
ten jugoslawischen Staaten- 
verband fand anfangs noch ge- 
gen den Willen der USA statt. 
Bei der militärischen Aufrü- 
stung Kroatiens und ihrem 
„Meisterstück“, der ethni- 
schen Säuberung der Krajina, 
waren US-Logistik und US- 
Helfer schon dabei. Die bos- 
nische Sezession geriet dann 
zunehmend in die Hände des 
State Departments, der Tei- 
lungsplan für Bosnien-Herze- 
gowina war eine rein amerika- 
nische Erfindung, und die 
Protektoratsverwaltung des 


Context XXI 


Landes koordinieren Welt- 
bank und Währungsfonds in 
Washington. EU-Europa be- 
teiligt sich daran über UN- 
und OSZE-Gremien, Wolf- 
gang Petritsch gibt als „hoher 
Repräsentant“ den obersten 
zivilen Kolonialverwalter. Der 
Krieg gegen die verkleinerte 
jugoslawische Föderation trieb 
weitere Spaltungen in die 
Neuordnung des Balkans. 
Beim Kosovo ist dies offen- 
sichtlich. 35.000 Soldaten der 
westlichen Wertegemeinschaft 
stehen seit Juni 1999 in der 
Provinz, um - neben Bosnien 
- ein zweites Protektorat auf 
(ehemaligem) jugoslawischem 
Boden zu errichten. In fünf 
Besatzungszonen aufgeteilt, ei- 
nigten sich EU-Europa und 
die USA auf ein gemeinsames 
Vorgehen im Kosovo. Die 
UNO-Resolution zur „Besei- 
tigung der humanitären Not- 
lage (im Kosovo)“ spricht von 
einer „internationalen Zivil- 
präsenz“, die Mitte Juli 1999 
„zur Aufrechterhaltung der öf- 
fentlichen Ordnung und Si- 
cherheit“ eingerichtet worden 
ist. Explizit verweist das Pa- 
pier auch auf das Abkommen 
von Rambouillet und die Not- 
wendigkeit, es zu berücksich- 
tigen. Dort war — neben vie- 
lem anderen — die Durchset- 
zung der Marktwirtschaft als 
Ziel genannt. In Artikel 1, Ab- 
satz 4a hieß es: „Die Ökono- 
mie des Kosovo soll in Übe- 
reinstimmung mit den Prinzi- 
pien des freien Marktes funk- 
tionieren.“ Der bosnische Weg 
dient als Vorbild für die Ko- 
lonisierung Kosovos. 

Doch der Westen hält 
noch weitergehende Neuord- 
nungspläne für den Balkan 
wie für ganz Osteuropa bereit. 
Der Terminus hierfür heißt — 
entlarvend genug — Österwei- 
terung. Politischer Druck und 
Zugriff 
gehören zu den Eckpfeilern 
dieses seit 1989 betriebenen 


wirtschaftlicher 


371399 


Projektes, das mit allen Mit- 
teln betrieben wird. In Form 
von Beitrittsangeboten an elf 
osteuropäische Länder und 
Gesprächen mit sechs von ih- 
nen — Slowenien, Ungarn, 
Tschechien, Polen, Estland 
und Griechisch-Zypern — hat 
sich die Osterweiterung teil- 
weise im politisch-ökonomi- 
schen Sinne institutionalisiert. 
Die militärische Übernahme 
verlief parallel dazu. So stehen 
heute NATO-Soldaten in Al- 
banien, Makedonien, Bosni- 
en-Herzegowina, Ungarn, Po- 
len und Tschechien als ge- 
waltbereite Geleittruppe des 
US-amerikanischen und/oder 
EU-europäischen Einflußbe- 
reichs, sprich: Marktgebiets. 
Das Szenario war nach dem 
Sieg im Kalten Krieg vorpro- 
grammiert. Die Erweiterung 
der Einflußsphäre, die im Zeit- 
alter der Bipolarität auf dem 
europäischen Kontinent ein 
Tabu dargestellt hatte, wurde 
flugs zur westlichen Doktrin 
nach 1989. Daß das Projekt 
der Österweiterung erst am 
24. März 1999 zum direkten 
heißen NATO-Krieg gewor- 
den ist, liegt in der Schwäche 
des peripherisierten Ostens 
begründet, dessen politische 
Führungen den Aufbau eige- 
ner ökonomischer Kreisläufe 
oder militärischer Integratio- 
nen nicht betreiben wollten 
oder konnten. Und es ist wohl 
kein Zufall, daß sich ausge- 
rechnet Jugoslawien der Nie- 
derlage im Kalten Krieg nicht 
gebeugt hat: als blockfreies 
Land hatte es an ihm gar nicht 
teilgenommen. Hinzu kommt, 
daß es im Gegensatz zu den 
Staaten des zerfallenen War- 
schauer Paktes 1991 noch im- 
mer eine relativ schlagkräftige 
Armee besaß. Die Osterwei- 
terung der westlichen Ein- 
flußsphäre kann weder inte- 
grierte wirtschaftliche Räume 
außerhalb des Euro- oder 
Dollarraumes brauchen noch 


eine militärische Kraft, die not- 
falls gegen kolonisierende 
Maßnahmen aus dem Westen 
vorgehen könnte. Deshalb un- 
terstützen die politischen Ad- 
ministratoren der großen 
Weltkonzerne regionale Au- 
tonomien und politische Se- 
zessionen im ehemaligen 
RGW-Raum, deshalb wurde 
Jugoslawien systematisch zer- 
stört, wobei die national vor- 
handenen Begehrlichkeiten ge- 
schickt für geopolitische Neu- 
ordnungspläne instrumentali- 
siert wurden. Kleine politische 
Einheiten, schwache, auf die 
west-dominierten Weltmärk- 
te ausgerichtete ökonomische 
Grundlagen und eine von der 
NATO kontrollierte Armee 
sind die Zielvorgaben des Pro- 
jektes Österweiterung. Im 
Krieg gegen Jugoslawien ging 
es letztlich um die Glaubwür- 
digkeit dieser imperialen Po- 
litik. „Wenn es der NATO 
nicht gelingt, ihre Minimal- 
forderungen gegenüber Ser- 
bien durchzusetzen, welche 
Schlußfolgerungen werden 
dann Typen wie Milosevic in 
anderen Ländern ziehen?“ 
warnte Richard Cohen, ein 
zum innersten Kreis der ame- 
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rikanischen Think Tanks 
zählender Kommentator, in 
der Washington Post am 
14. Mai 1999 vor einem zu 
frühen Kriegsende. „Typen 
wie Milosevic“ gibt es genug. 
Sie sind politischer Ausdruck 
einer in die ökonomische Ver- 
zweiflung getriebenen Peri- 
pherie, schlechte Alternativen 
zu Kolonialverwaltern in einer 
Zeit, die bessere nicht duldet. 
.Der ehemalige rumänische 
Präsident und jetzige Opposi- 
tionsführer Ion Iliescu, Vladi- 
mir Meciar, Alexander Luka- 
schenko, der Präsident der 
nicht anerkannten Republik 
Transnistrien Igor Smirnov, 
Milo Djukanovic (bis vor 
kurzem), Alexander Lebed 
(eventuell ab demnächst) ... sie 
alle wurden und werden von 
den medialen Stichwortgebern 
der westlichen Wertegemein- 
schaft dämonisiert, weil sie 
nicht bereit sind, ihre Länder 
dem Diktat von Weltbank und 
Währungsfonds gänzlich aus- 
zuliefern. Sie versuchen sich 
am Aufbau nationaler wirt- 
schaftlicher Kreisläufe oder 
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ausgeglichener ökonomischer 
Beziehungen zwischen West 
und Ost. Familiäre Bereiche- 
rung und Klientelwirtschaft 
gehören zu ihrem Tagesge- 
schäft, ja sind oft sogar die 
Triebfedern ihres Handelns, 
was sie für Kritiker der westli- 
chen Kolonisierungspolitik so- 
lidaritätsunfähig macht. Mit 
Demokratiedefiziten im Sinne 
einer Mißachtung des Volks- 
willens haben die westlichen 
Zuweisungen für östliche Bö- 
sewichte indes wenig bis gar 
nichts zu tun. 


Warnung an Moskau 

Der NATO-Krieg hat den 
Führern der peripheren ost- 
europäischen Staaten eines 
drastisch vor Augen geführt: 
Unbotmäßigkeit kann mit völ- 
liger Vernichtung bestraft wer- 
den. Wer nicht B-52-Bom- 
bern, F-16-Kampfjets und 
Cruise-Missiles-Angriffen aus- 
gesetzt sein will, hat sich den 
Regeln der westlichen Werte- 
gemeinschaft zu fügen. Die da 
sind: Investitionsfreiheit, un- 
gehinderter Kapital- und Wa- 
rentransfer, Marktöffnung und 
politische Willfährigkeit. Der 
Einfachheit halber nennt sich 
das im neoliberalen Diskurs 
Erst 
nach diesem Selbstverständ- 


„Demokratisierung“. 


nis der ökonomischen Zen- 
tralräume über das Schicksal 
der Peripherien tauchen Wi- 
dersprüche innerhalb der im- 
perialen Strategie auf. Über 
die Kosten der unterschiedli- 
chen Arten von Transformati- 
on und über die Verteilung 
von Profiten nach erfolgrei- 
cher wirtschaftlicher Zurich- 
tung scheiden sich die Geister 
dies- und jenseits des Atlan- 
tiks. Im NATO-Krieg gegen 
Jugoslawien war dieser ameri- 
kanisch-europäische Zwist im- 
mer wieder spürbar. Washing- 
ton nahm Brüssel bereits mit 
der „activation order“ vom 12. 
Oktober 1998 in die militäri- 
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sche Geiselhaft. Über die un- 
mittelbaren Kosten des Krie- 
ges wird noch viel gestritten 
werden, die politischen und 
ökonomischen Folgekosten 
Muß die EU bezahlen. Denn 
hier in Europa sind die Aus- 
wirkungen der balkanischen 
Destabilisierung virulent, wer- 
den ökologische Langzeit- 
schäden, zerstörte Transport- 
wege (über die Donau oder 
die Europastraßen am Balkan) 
sowie gesellschaftliche Ent- 
wurzelungen in der Folge von 
Flucht und Vertreibung tiefe 
und langanhaltende Spuren 
hinterlassen. 

Den USA scheint damit 
zweierlei gelungen zu sein: ih- 
re strategischen und ökono- 
mischen Interessen — wie 
Marktöffnung, willfährige Re- 
gime, Investitionssicherheit etc. 
— durchsetzen und den einzi- 
gen ernsthaften Konkurrenten 
um internationale Hegemonie, 
die Europäische Union, mit 
Kosten belasten zu können. 
Insofern hatten jene warnen- 
den Stimmen recht, die die 
NATO-Bombardierungen als 
einen Krieg bezeichneten, der 
sich nicht nur gegen Serbien, 
sondern auch gegen Europa 
als ganzes richtete. Insbeson- 
dere auch gegen Rußland. 
Washington hat bereits seit 
längerem seinen strategischen 
Fokus auf die rohstoffreichen 
Gebiete rund um das Kaspi- 
sche Meer gerichtet, wo die 
Multis Chevron und Exxon 
bereits eifrig am Werken sind. 
Die Köpfe der amerikanischen 
Außenpolitik machen kein 
Hehl aus diesem Begehren. 
Davis Tucker, stellvertretender 
Direktor im US-State Depart- 
ment, schrieb in der Sommer- 
nummer 1998 der Strategie- 
zeitschrift Parameters, daß es 
für die USA nur mehr eine Re- 
gion in der Welt gäbe, wo die 
eigenen „Sicherheitsinteressen 
mit der Barbarei zusammen- 
stoßen“ könnten: „Das Gebiet 
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um den Persischen Golf, nörd- 
lich bis zum Kaspischen Meer 
und östlich bis nach Zentrala- 
sien. (...) Dies ist eine äußerst 
wertvolle Region, die circa 
75% der Erdölreserven und 
33% der Erdgasreserven die- 
ser Welt beherbergt.“ Die rus- 
sische (wie auch die iranische) 
Kontrolle über dieses Roh- 
stoff-Eldorado und 
Transportwege Richtung We- 
sten steht Washington poten- 


seine 


tiell im Weg. Die Demonstra- 
tion der militärischen Ent- 
schlossenheit und der Einsatz 
neuester technologischer Er- 
rungenschaften im NATO- 
Krieg gegen Belgrad waren 
auch als Warnung an Moskau 
gedacht, den amerikanischen 
bzw. amerikanisch-türkischen 
Annäherungen an Kasachstan, 
Turkmenistan und Aserbaid- 
schan nicht in die Quere zu 
kommen. 

Die Generäle der ehemali- 
gen Roten Armee haben dies 
nur zu gut verstanden. Und sie 
handelten entsprechend. Am 
11. Juni 1999 erhöhten sie 
putschartig den politischen 
Handlungsspielraum Ruß- 
lands, der unter Jelzin seit Jah- 
ren systematisch eingeengt 
worden war. 500 russische 
Fallschirmjäger der SFOR- 
Truppe aus Bosnien fuhren 
von der Bevölkerung umjubelt 
durch das kriegszerstörte Ser- 
bien in den Kosovo und be- 
setzten dort in der Nacht dar- 
auf, um O0 Uhr 15, den Flug- 
hafen von Pristina. Die politi- 
sche Klasse Moskaus, die ge- 
rade wieder einmal für einen 
dreistelligen Dollarmillionen- 
kredit der Zoneneinteilung 
Kosovos zugestimmt hatte, 
mußte diesem Schlag der Ge- 
neralität post factum zustim- 
men. Bei der Umsetzung der 
dadurch entstandenen Mög- 
lichkeiten geriet Moskau frei- 
lich wieder in die Defensive, 
wiewohl die schlußendlich 


durchgesetzte russische Prä- 
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Varadinski most 


LH, 


senz am Balkan den geostra- 
tegischen Gewinn der NATO 
beträchtlich schmälert. Das 
implizite Ziel der nordatlanti- 
schen Allianz, den latenten 
Konflikt mit Rußland, der je- 
derzeit heiß werden kann, auf 
asiatisches Territorium bzw. 
rund um das Kaspische Meer 
verlegen zu können, wurde 
nicht erreicht. 

1999 
tickerten die Presseagenturen 


Anfang August 


Berichte aus dem Innenleben 
der NATO-Befehlsstrukturen, 
die erklären sollten, warum 
der in Kosovo so erfolgreiche 
General Wesley Clark seinen 
Posten räumen mußte. Der 
Oberbefehlshaber über die 
NATO-Truppen im Jugosla- 
wien-Luftkrieg, Clark, hatte 
noch am 11. Juni 1999, dem 
Tag des russischen Einmar- 
sches in Serbien, Befehl gege- 
ben, britische und französische 
Fallschirmjäger gegen den rus- 
sischen Vorstoß nach Pristina 
einzusetzen. Der von der 
NATO über einen Beschluß 
des UN-Sicherheitsrates ins 
Amt gesetzte General Michael 
Jackson, der mittlerweile für 
den Einmarsch der Allianz 
nach Kosovo zuständig war, 
verweigerte die Ausführung 
mit dem Hinweis: „Für Sie, 


General Clark, riskiere ich 
nicht den 3. Weltkrieg.“ 
Washington war also durch- 
aus bereit gewesen, die mi- 
litärische Generalprobe gegen 
Moskau — den Krieg in Jugos- 
lawien - direkt in eine große 
Konfrontation mit der russi- 
schen Atommacht münden zu 
lassen. Der kleine Unterschied 
zwischen einem NATO-Ge- 
neral unter NATO-Befehl und 
einem NATO-General, der 
den Vereinten Nationen zuge- 
ordnet ist, rettete die Welt 
möglicherweise vor einem 
noch größeren Waffengang. 
Heute stehen an zwei geo- 
strategisch wichtigen Punkten 
Europas russische Soldaten: 
im Kosovo und in Transnistri- 
en bzw. der Republik Molda- 
wien. Beide Stationierungen 
gingen Übrigens nicht vom 
politischen (Un-)Willen Mos- 
kaus, sondern von den Ge- 
nerälen der früheren Roten 
Armee aus, die vollendete Tat- 
sachen schufen. Der seit über 
100 Jahren dauernde Drei- 
kampf zwischen Wien/Ber- 
lin/Brüssel - London/Was- 
hington - Moskau um Einfluß 
auf dem Balkan ist freilich 
auch nach dem Einzug der 
KFOR-Truppen im Kosovo 
noch nicht beendet. Im] 
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Stadtidylle - Menschenrechte 
sind durchgesetzt 
(rechts unten) 


Ansichtskarte aus der Serie 
Pozdrav iz Novog Sada / 
Greetings from Novi Sad 

© Action against war and 
destruction of the Ekumenical 
Humanitarian Organization 
and the civil weekly of 
Vojvodina Nezavisni 


6“ Wehrstrukturkommission 
6*Schwule & Bundeswehr 

6“ Uraneinsatz im Kosovo 
6*Wiederaufbau im Kosovo 
6*Irak: Der stille US-Krieg II 
6“ Nachkriegslage in Südost- 
Europa 

6“0st-Timor unabhängig? 

6“ Türkei im Zwiespalt 
6*Lösung für Kurdistan? uvm. 
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Antimilitarısmus 
in Großdeutschland 


Die „Kampagne gegen 
Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär" 
ist eine der wichtigsten 
antimilitaristischen 
Organisationen in 
Berlin. Internationale 
Aufmerksamkeit erreg- 
te sie zuletzt durch die 
von ihr mitorganisier- 
ten Störaktionen beim 
öffentlichen Gelöbnis 
der Bundeswehr am 
20. Juli in Berlin. 
Christian Herz, einer 
der Mitbegründer der 
„Kampagne“, gibt Aus- 
kunft über den Stand 
der antimilitaristischen 
Sache in der BRD zehn 
Jahre nach der Wieder- 
vereinigung und vor 
dem Hintergrund des 
Kosovo-Krieges. 

Das Gespräch führten 


STEPHAN GRIGAT 
UND ROBERT ZÖCHLING 


Der vollständige Text des In- 
terviews kann in der Internet- 
Ausgabe von Context XXI 
nachgelesen werden: 
http://contextXXl.mediaweb.at 


Context XXI: Ir wel- 
cher Situation und vor 
welchem historischen 
Hintergrund ist die 
„Kampagne“ entstanden. 
Christian Herz: Begonnen 
hat die Arbeit 1989 als klar 
war, daß die Auflösung des 
Ost-West-Konfliktes dazu 
führen würde, die Wehr- 
pflicht und auch die mi- 
litärischen Strukturen nach 
West-Berlin und in die neu- 
en Bundesländer auszudeh- 
nen. Im Rahmen der Verei- 
nigungsdiskussion, wo auch 
durchaus diskutiert wurde, 
die Wehrpflicht abzuschaf- 
fen, haben wir uns überlegt, 
daß eine starke Gruppe ent- 
stehen muß, die die bisheri- 
gen Strukturen überwindet 
und in der Lage ist, nicht 
nur lobbyistenmäßig aufzu- 
treten, sondern auch aktio- 
nistisch und mit Vorschlä- 
gen, die ein neues Sicher- 
heitskonzept beinhalten. Wir 
sind dann allerdings von der 
politischen Entwicklung 
überrascht worden. Es gab 
damals die Debatten über 
die Wirtschaftsbeihilfe für 
die Sowjetunion. Nachdem 
klar war, daß für die Wirt- 
schaftsbeihilfe die Gegner- 
schaft zur NATO- und 
Wehrpflicht-Ausdehnung 
auf das Gebiet der DDR von 
sowjetischer Seite aufgege- 
ben wird, war klar, daß man 
es auf eine langfristige Aus- 
einandersetzung wird an- 
kommen lassen müssen. Die 
Chance, die Wehrpflicht 
schnell abzuschaffen, be- 
stand zwei Jahre nach der 
Wiedervereinigung. Danach 


haben wir versucht, ein dau- 
erhaftes breites Bündnis zu 
organisieren. 
Du behauptest, daß 
zwei Jahre lang eine 
reale Chance für eine 
Abschaffung der Wehr- 
pflicht bestanden hat. 
Woraus speiste sich 
dieser damalige Opti- 
mismus? 
Das ist nicht nur ein Opti- 
mismus, sondern diese Mög- 
lichkeit läßt sich gut nach- 
weisen. Es war klar, daß die 
Sowjetunion in keinem Fall 
einer normalen Vereinigung 
mit militärischer Ausdehnung 
zustimmen würde. Die so- 
wjetischen Verhandlungs- 
partner waren von Anfang an 
davon überzeugt, daß sie die 
militärischen Strukturen im 
Falle einer Wiedervereini- 
gung schwächen müssen. 
Gleichzeitig ist aber durch 
die Auflösung des Ost-West- 
Gegensatzes die wirtschaftli- 
che Situation so katastrophal 
schlecht geworden, daß sie 
sich in der Zwickmühle be- 
funden haben, im militäri- 
schen Bereich hart zu bleiben 
und wirtschaftlich ge- 
schwächt zu werden, oder 
aber wirtschaftliche Unter- 
stützung zu bekommen und 
bei der Abrüstung nachzuge- 
ben. Das kann man zum Bei- 
spiel in den Memoiren des 
damaligen deutschen Außen- 
ministers Genscher und auch 
bei den sowjetischen Ver- 
handlungspartnern nachle- 
sen. Wenn man die politische 
Gesamtsituation dazu 
berücksichtigt, diese Auf- 
bruchstimmung, vielleicht 
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aus den zwei politischen Sy- 
stemen ein drittes, besseres 
zu schaffen, wenn man das 
als Kraft hätte potenzieren 
können, dann wäre die Ab- 
schaffung der Wehrpflicht 
mit Sicherheit gelungen. 
Mal dahingestellt, ob das 
nicht auch schon damals 
eine idealistische Positi- 
on war - selbst wenn es 
stimmen sollte, daß es 
damals diese Chance ge- 
geben hat, ist man mit 
dieser politischen Ori- 
entierung in die fatale 
Position geraten, die 
deutsche Wiedervereini- 
gung als Chance darstel- 
len zu müssen, anstatt 
sie als Bedrohung für 
jegliches emanzipatives 
Projekt zu bekämpfen. 
Das ist richtig. Die Wieder- 
vereinigung war als politischer 
Faktor für uns auch ein Pro- 
blem, weil wir wußten, es wird 
ein neuer Staat entstehen, mit 
einer neuen finanziellen, wirt- 
schaftlichen und letztlich auch 
militärischen Kraftkompo- 
nente im Zentrum Europas. 
Die meisten von uns waren 
auch in dieser Form gegen die 
\Wiedervereinigung, weil es 
klar ist, große Staaten haben 
auch die Tendenz, große Ar- 
meen zu fördern und sie auch 
einzusetzen. Aber wenn man 
die gesellschaftliche Entwick- 
lung betrachtet, war klar, daß 
wir es nicht verhindern kön- 
nen, daß die Wiedervereini- 
gung kommt. Und wenn sie 
kommt, dann muß man we- 
nigstens schauen, daß der 
Schaden so klein wie möglich 
bleibt. Deswegen haben wir 
uns dafür eingesetzt, daß we- 
nigstens die militärischen 
Strukturen geschwächt wer- 
den. 
Die Idee war also, ein 
wiedervereinigtes 
Deutschland zu akzep- 
tieren, aber es halbwegs 
zu zivilisieren? 
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Was heißt zu akzeptieren? 
Die Frage ist, wie du dich als 
politisches Partikel in dem 
System mit entsprechender 
Kraft einschätzt. Ich halte 
nichts davon zu sagen, wir 
sind so stark, daß wir eine 
Wiedervereinigung verhin- 
dern können, und dann dar- 
auf ein Konzept zu ent- 
wickeln, das sich nicht halten 
läßt, weil die Ausgangsvor- 
aussetzung falsch ist. Es war 
ein eindeutiger Wille zur Ver- 


einigung da. Dieser Wille ist ° 


systematisch geschürt wor- 
den, und wir hatten nicht die 
Möglichkeit, da entsprechend 
gegenzuhalten. Mir wäre es 
auch lieber gewesen, wenn es 
kleinere Teile gegeben hätte, 
weil ich der Meinung bin, 
daß kleinere Teile auch we- 
niger gefährlich sind. Aber 
die gesellschaftliche Ent- 
wicklung war eine andere zu 
dem Zeitpunkt. Die Vereini- 
gungseuphorie zu ignorieren 
wäre einfach blindes Vorge- 
hen gewesen. 
Man mußte sie nicht 
ignorieren, aber man 
hätte sie trotzdem ab- 
lehnen und bekämpfen 
können. 
Das haben wir ja durchaus 
getan. 
In Schriften aus dieser 
Zeit klingt das aber an- 
ders. Kurz nach der 
Wiedervereinigung hat 
es die Hoffnung gege- 
ben, daß die Jugendli- 
chen in Westberlin ei- 
ne relativ große antimi- 
litaristische Bewegung 
aufbauen werden, weil 
es auch für unpolitische 
oder nicht besonders 
links stehende junge 
Männer zum ersten 
Mal unmittelbar erleb- 
bar war, daß der Staat 
in ihre Lebensplanung 
eingreift. Für die mei- 
sten Jugendlichen in 
Westberlin hatte zu die- 
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sem Zeitpunkt die Zu- 
richtung, die in West- 
deutschland schon in 
den Schulen beginnt, 
tatsächlich noch nicht 
in dem üblichen Maße 
stattgefunden. Es war 
dann aber doch nur ein 
sehr kurzer Zeitraum, 
in dem man diese Hoff- 
nung haben konnte. 
Habt ihr vorausgese- 
hen, daß der Wider- 
stand schnell wieder ab- 
flauen wird? 
Es war sicherlich illusionär 
zu denken, daß jeder Wehr- 
pflichtige auch potentiell ein 
Widerstandsleistender ist. 
Das haben wir auch nie ge- 
tan, aber wir haben schon 
gehofft, daß die Triebkraft, 
sich zu wehren, wesentlich 
stärker sein würde. Es gab 
allerdings teilweise Jahrgän- 
ge, die sich bis zu 50% ge- 
wehrt haben. Aber es ist 
nicht gelungen, die extrem 
Anzahl 
Kriegsdienstverweigerern 
politisch zu kanalisieren und 


gestiegene von 


zu einer machtvollen Orga- 
nisation umzubauen. Die 
Kriegsdienstverweigerungs- 
zahlen haben sich im Laufe 
der Kohl-Regierung verdrei- 
facht, aber die Aktivenan- 
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zahl hat sich um den Faktor 
zehn minimiert. Es gibt viele 


Überzeugte, die auf keinen 
Fall Militärdienst machen 
würden, die aber nicht be- 
reit sind, sich aktiv gegen die 
gesellschaftliche Grundströ- 
mung zu wenden. Die Ju- 
gendlichen heute interessie- 
ren sich eher für einen Ak- 
tienwert als für antimilitari- 
stische Aktionen. Jetzt bauen 
wir nicht nur auf die Moral, 
weil wir damit nie über ei- 
nen bestimmten Prozentsatz 
in der Bevölkerung hinaus- 
kommen werden. Wenn wir 
aber immer mehr die wirt- 
schaftlichen und gesell- 
schaftlichen Kosten der 
Wehrpflicht aufzeigen kön- 
nen, erhoffen wir uns mehr 
Erfolg. Es ist mittlerweile ge- 
lungen, daß die Opportuni- 
sten das entscheidende Po- 
tential bilden. Mittlerweile 
geht nur mehr ein Drittel 
der wehrpflichtigen Jugend- 
lichen selber zur Armee. Die 
Opportunisten werden poli- 
tisch der umkämpfte Posten 
sein. Wenn es uns gelingt, 
die zu uns hinüberzuziehen, 
dann ist die Bundeswehr bei 
fallenden Geburtenraten 
nicht mehr in der Lage, 
ihren Bedarf zu decken. 
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Der Mörder ist immer der 
Gärtner - Soldaten sind 
Gärtner. Berlin, 20. Juli 1999 


© Zone 0 / Boris Bocheinski 


Was sind im Augen- 


blick die  Arbeits- 
schwerpunkte der 
„Kampagne“? 


Wir beobachten die Akti- 
vitäten in den Kasernen, ins- 
besondere bei den Krisenre- 
aktionskräften. Wir sind in 
der Lage, Gutachten zu er- 
stellen, dringen in Kasernen 
ein, holen rechtsradikale 
Bücher und Unterrichtsun- 
terlagen raus und geben die 
an die Medien weiter. Wir 
haben eine sehr gute Presse- 
arbeit entwickelt und können 
deswegen sagen, daß wir ein 
politischer Faktor geworden 
sind. Wir werten die militäri- 
schen Schriften aus, um zu 
sehen, was die Militärs vor- 
haben, und mischen uns so 
gut wir das können gerade in 
die Debatte um die Krisen- 
reaktionskräfte und die stän- 
dige Erweiterung des Ein- 
satzraums der Bundeswehr 
ein. Wir sind noch lange 
nicht in der Endphase der 
deutschen militärischen Ein- 
satzbereitschaft. 
Wenn wir davon reden, 
daß Deutschland noch 
nicht am Zenit seiner 
wiedererlangten Macht 
und seiner militärischen 
Einsatzfähigkeit ist, 
dann müssen wir über 
die Grünen reden, die 
maßgeblich an den 
deutschen Hegemonie- 
bestrebungen beteiligt 
sind. Ihr habt eines von 
euren Büros in der Grü- 
nen Landeszentrale. 
Wie ist das Verhältnis 
zu den Grünen? 
Die Grünen waren lange 
Jahre intensiver Partner der 
Friedensbewegung. Es gibt 
auch heute noch Grüne, die 
sich dem antimilitaristischen 
Grundsatz verpflichtet 
fühlen. Die Grünen sind 
durchaus nicht einheitlich, 
aber die Regierungsgrünen 
sind mittlerweile, teilweise 
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aus persönlichen Karriere- 
gründen, teilweise aus ver- 
meintlicher Überzeugung 
oder auch aus Fehlinforma- 
tion, im anderen Lager an- 
gesiedelt. Wir haben nach 
wie vor Kontakte zu den 
Grünen. Wir haben auch 
unser Büro in der Landes- 
geschäftsstelle in Berlin be- 
halten. Aber es gibt natür- 
lich Stellungnahmen wie von 
der Grünen Angelika Beer, 
die unsere Gelöbnisaktionen 
als daneben empfand. Das 
ist im Grunde der Aufruf, 
sich nicht an antimilitaristi- 
schen Aktionen zu beteili- 
gen. Das ist ein Verrat an 
grünen Grundsatzzielen. Es 
geht mittlerweile sogar so 
weit, daß Leute wie wir von 
Grünen bekämpft werden. 
Die Bundeswehr wird als 
Gesprächspartner bevor- 
zugt, haben 
schlechtere Informationen 


und wir 


als früher. Was in den letz- 
ten zwei Jahren passiert ist, 
revidiert 20 Jahre gelebten 
Antimilitarismus von grünen 
Politikern. Wenn die Grü- 
nen so weitermachen, wer- 
den sie jegliche Tradition 
und auch ihre Verankerung 
bei den Aktiven verlieren. 
Dann wird es für sie auch 
als Partei relativ schwierig 
zu überleben. Wenn sie ei- 
ne militärbefürwortende 
Partei sind, sind sie auch 
nicht mehr wählbar. 
Im  parteipolitischen 
Spektrum gibt es als re- 
levanten Bündnispart- 
ner dann nur mehr die 
PDS. Das war von den 
im Bundestag vertrete- 
nen Parteien die einzi- 
ge, die beim Kosovo- 
Krieg - wenn auch sehr 
zurückhaltend - eine 
antimihtaristische Linie 
verfolgt hat. 
Die PDS arbeitet eng mit uns 
zusammen. Man muß aber 
dazu sagen, daß bei der PDS 


das Problem besteht, daß sie 
nach außen hin antimilitari- 
stische Positionen vertritt, 
daß aber die Anzahl ehema- 
liger Militärs aus der Natio- 
nalen Volksarmee sehr hoch 
ist. Da ist nicht jeder zum Pa- 
zifisten mutiert. Wenn sie in 
der Regierungsverantwortung 
wären, würde der gleiche Ff- 
fekt eintreten wie bei den 
Grünen. Ob ich einem NVA- 
Offizier entgegentrete, der 
bei der PDS aktiv ist und sich 
momentan als Antimilitarist 
geriert und später dann doch 
die Militärs unterstützt, oder 
aber einem ehemals grünen 
Friedensbewegten, der jetzt 
auch Militärs unterstützt, das 
ist mir im Ergebnis egal. 
Dann sind für mich beide 
nicht tragbar. 
Wie sieht es mit poten- 
tiellen anderen Bünd- 
nispartnern aus — bei- 
spielsweise aus dem 
Spektrum der linksra- 
dikalen Antinationali- 
sten? 
Bei den Antinationalen gibt 
es nicht so starke Strukturen 
wie zum Beispiel im Um- 
weltschutzbereich. Umwelt- 
schutz und Antimilitarismus 
gehören ganz eng zueinan- 
der. Es wäre zum Beispiel 
zwingend erforderlich, daß 
Greenpeace gemeinsam mit 
uns gegen jedes Militärpro- 
jekt vorgeht, aber das funk- 
tioniert nicht. 
Dann schaut es eigent- 
lich recht schlecht aus. 
Die Grünen kann man 
abschreiben. Die Um- 
weltschützer wollen 
nicht. Die Antinationa- 
len haben keine or- 
dentlichen Strukturen. 
Bei der PDS ist angeb- 
lich die NVA noch 
ziemlich stark... 
Das stimmt leider. Es hat sich 
eher zum Schlechten verän- 
dert. Deutschland beteiligt 
sich an-Kriegen und macht In- 
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terventionseinsätze. Deutsch- 
land schreibt seit 1992 offizi- 
ell in Papiere rein, die für je- 
den öffentlich einzusehen 
sind, daß zu den vitalen In- 
teressen Deutschlands die 
Rohstoffabsicherung gehört. 
Und das geht hier ohne 
große Proteste durch. Da 
muß man sich fragen, wie 
kann es möglich sein, daß in 
einem Land, was 45 Jahre 
lang offiziell erklärt hat, keine 
Militäreinsätze mehr zu ma- 
chen, sich alles so rasant ver- 
ändern kann. 
Das hat doch ganz ein- 
deutig mit der deut- 
schen Wiedervereini- 
gung zu tun. Daß die 
Remilitarisierung so 
funktioniert, liegt an 
der massenhaften na- 
tionalistischen Mobili- 
sierung. Die Bevölke- 
rung und auch die Sol- 
daten sind nicht einfach 
im klassischen Sinne 
verblendet 
täuscht. Nationalismus 


und ge- 


und damit verbunden 
der Militarismus funk- 
tionieren nicht nur 
durch Blendung und 
Täuschung, 
sind etwas, das fast ei- 


sondern 


genständig von - wenn 
man überhaupt in sol- 
chen Kategorien reden 
mag — „unten“ kommt. 
Wenn es erst mal zu ei- 
ner volksgemeinschaft- 
lichen nationalistischen 
Mobilisierung kommt, 
bedarf es für die Unter- 
stützung der nationalen 
Anliegen doch keiner 
großen Überredungs- 
künste mehr, sondern 
die Leute agieren als 
bürgerliche Subjekte 
einfach per se nationa- 
listisch und denken da- 
her nahezu zwangsläu- 
fig in militaristischen 
Kategorien. Das macht 
es ja so schwierig. 
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Unstrittig. Wir sollten uns da- 
her für die Zukunft auch Ge- 
danken machen, ob unsere 
Widerstandsstrukturen für 
das, was noch auf uns zu- 
kommt, ausreichen. 
Ein 
punkt der „Kampagne“ 
ist die Störung der öf- 
fentlichen Gelöbnisse 
der Bundeswehr, was 


Arbeitsschwer- 


auch immer sehr öf- 
fentlichkeitswirksam 
ist. Die Bundeswehr hat 
verlautbaren lassen, daß 
die diesjährigen Aktio- 
nen die bisher größte 
Störaktion bei einem 
Gelöbnis war. 
Das sehe ich ein bißchen an- 
ders. Es war für sie eine Ak- 
tion, wo sie einen geschlosse- 
nen Hochsicherheitstrakt ins- 
zeniert haben und versucht 
haben, das als öffentliches 
Gelöbnis darzustellen, wobei 
jedem dann spätestens nach 
dieser Auseinandersetzung 
klar geworden ist, daß es eine 
Veranstaltung von geladenen 
Gästen mit ungeladenen De- 
monstranten war. Klasse war 
natürlich, daß es ein Gelöb- 
nis mit der Sicherheitsstufe 1 
war, mit Bundeskanzlerbe- 
teiligung und Verteidigungs- 
minister. Sie sind gesetzes- 
übertreterisch gegen uns vor- 
gegangen, haben sehr viele 
Dinge angewendet, die sie 
nicht anwenden dürfen, ha- 
ben offenen und offensiven 
Rechtsbruch begangen, um 
die Störungsfreiheit zu errei- 
chen, und sind dennoch voll 
baden gegangen. Das macht 
die Frustration bei den Mi- 
litärs aus. Es hat aber auch 
schon Gelöbnisse gegeben, 
die völlig verhindert wurden. 
Das empfinde ich als viel 
größeren Erfolg. Es gab vom 
Bundeswehrverband die Ab- 
sicht, auf dem Alexander- 
platz eine Großveranstaltung 
zu machen. Die ist nach die- 
sen Auseinandersetzungen 
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ins Internationale Congress 
Centrum verlegt worden. Das 
sehen wir auch als Erfolg. 
Wir können uns freuen und 
können hoffen, daß die Bun- 
deswehr nicht so schnell wie- 
der so ein Gelöbnis macht. 
Ich glaube aber, daß sie stur 
bleiben werden und es wei- 
ter probieren. Der Sinn des 
öffentlichen Gelöbnisses be- 
steht gerade darin, daß man 
die Kaserne verläßt. In der 
Kaserne ist man isoliert. Dort 
gibt es keine Verbindung 
mehr zwischen der Bevölke- 
rung und dem Militär. Wir 
finden es gut, wenn sie sich 
in die Kaserne zurückziehen. 
Wenn man es historisch be- 
trachtet, gab es immer Pha- 
sen, wo sich die Bundes- 
wehr nicht an die Öffent- 
lichkeit getraut hat mit ihren 
Gelöbnissen. Wenn so eine 
Phase jetzt kommen sollte, 
würde ich das begrüßen, aber 
ich weiß aus der Erfahrung, 
daß sie selbstverständlich ir- 
gendwann zurückkommen 
werden. 
Wenn man sich länger 
mit dem Militär aus- 
einandersetzt und sich 
Gedanken 
macht, warum es das 
überhaupt gibt, kommt 
man zwangsläufig auf 
gesellschaftliche Struk- 
turen zu sprechen. Wel- 
che Rolle spielen bei 
euch Diskussionen über 
das Verhältnis von An- 
timilitarismus und An- 
tikapitalismus? 
Wer sich gegen Militarismus 


darüber 


wehrt, muß auch eine Kapi- 
talismuskritik betreiben. Wir 
sind allerdings auf Grund 
unserer Orientierung nicht in 
der Lage, gesamtgesellschaft- 
liche Grundsatzkritik auch 
noch mitzumachen. Wir ha- 
ben das zwar als geistiges 
Rüstzeug dabei, aber wir 
können nicht auch noch die- 
sen Bereich abdecken. 
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Ihr betreibt antimilita- 
ristische Politik nicht in 
irgendeinem Land, son- 
dern in Deutschland. 
Findet die Tatsache, 
daß es das Land von 
Auschwitz ist, in dem 
ihr gegen das Militär 
kämpft, einen Nieder- 
schlag in eurer Arbeit? 
Wir fühlen uns einer beson- 
deren Tradition verbunden, 
die antimilitaristische Struk- 
tur hier aufrecht zu halten. 
Die hat es auch zur brutal- 
sten Militärzeit gegeben. Wir 
haben hier eine größere Ver- 
antwortung als ein Staat, von 
dem nicht solche Angriffs- 
kriege und Weltkriege verur- 
sacht wurden. Wer sich ge- 
gen Militär wendet, muß sich 
immer auch international ein- 
setzen. Es hat keinen Sinn, 
nur einen Staat militärisch 
abzurüsten, wenn die ande- 
ren weiterhin ihre Waffensy- 
steme liefern und sie auch an- 
wenden. Insofern ist der in- 
ternationale Gedanke beim 
Antimilitarismus entschei- 
dend. 
Im Kosovo-Krieg hat 
man gesehen, was es 
heißt, wenn mit der ei- 
genen nationalsozialı- 
stischen Vergangenheit 
neue militärische Ein- 
sätze begründet wer- 
den. Ein militärischer 
Einsatz deutscher Sol- 
stellt 
auch eine bestimmte 


daten immer 
Form der Auseinan- 
dersetzung mit der 
deutschen Verfolgungs- 
und Vernichtungspra- 
xis dar. Das ist doch 
ein Unterschied zu an- 
deren Ländern. 
Es ist besonders hinterhältig, 
wenn die Interventions- 
einsätze mit dem Kampf für 
Menschenrechte gleichgesetzt 
werden. Gerade im Land von 
Auschwitz, im Land von Mi- 
litarismus in fast höchster 
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Perfektion, ist es notwendig, 
sich über die Wurzeln im kla- 
ren zu sein. Man muß aber 
aufpassen, daß man sich den 
Zugang zu potentiell Wider- 
standsleistenden nicht ver- 
sperrt, indem man eine 
Gleichsetzung macht zwi- 
schen dem Dritten Reich und 
den Militärstrukturen heute. 
Die Bundeswehr ist nicht 
mehr die Wehrmacht. Aber 
es gibt immer noch Traditi- 
onslinien innerhalb dieser Ar- 
mee, die sich bewußt und of- 
fen zu den alten Strukturen 
bekennen. 
Es geht bei dem spezi- 
fisch deutschen Aspekt 
nicht nur um die Ver- 
gangenbeit, sondern es 
ist für eine antimiltarı- 
stische Bewegung auch 
die Frage, ob man nicht 
auch in Zukunft sagen 
muß, dieser deutsche 
Militarismus ist aus 
ganz bestimmten Grün- 
den und in bestimmten 
Konstellationen noch 
mal viel gefährlicher als 
der Militarismus in ei- 
nem anderen bürger- 
lich-kapitalistischen 
Land. Dann müßte 
man auch sagen, daß 
der deutsche Militaris- 
mus der Hauptfeind ist 
und nicht so ein etwas 
abstrakter internatio- 
naler Militarismus. 
Ich gehe davon aus, daß wir 
unter der Vorherrschaft von 
Amerikanern, Franzosen und 
Deutschen in den nächsten 
Jahren eine ganz andere 
Weltordnung installiert be- 
kommen. Solche Einsätze wie 
jetzt im Kosovo werden viel 
häufiger vorkommen. Es 
wird mittlerweile in jeder Ar- 
mee eine Umstrukturierung 
vorgenommen in Hinblick 
auf Ressourcenabsicherung. 
Das ist im Grunde, wenn 
man das gegenüber dem Ko- 
lonialismus betrachtet, keine 
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Veränderung. Man sagt, man 
will Rohstoffe, also holt man 
sich die Rohstoffe. Wenn 
man sie nicht freiwillig be- 
kommt oder über schlechte 
Handelsbedingungen errei- 
chen kann, dann holt man sie 
sich mit Gewalt. Das wird 
der Krieg der Zukunft sein. 
Es ist den Militärs gelungen, 
innerhalb der Bevölkerung, 
auch gerade in linken Krei- 
sen, eine gewisse Zustim- 
mung für ihr Einsatzverhal- 
ten zu bekommen, wenn es 
medial entsprechend aufge- 
arbeitet wird. Die Grünen 
spielen dabei eine zentrale 
Rolle. Früher waren sie ge- 
schlossen gegen Militär, heu- 
te sind sie mehrheitlich, vor 
allem regierungsmehrheitlich 
für Militäreinsätze unter be- 
stimmten Voraussetzungen. 
Es gibt eine Veränderung ge- 
genüber früher. Man geht 
nicht mehr mit plumpem Mi- 
litarismus vor, sondern bringt 
den modernen Militarismus 
über Menschenrechtskom- 
ponenten und ähnliches an 
den Mann und an die Frau. 
Kann die Entwicklung 
der Grünen nicht auch 
damit etwas zu tun ha- 
ben, daß es, wenn es 
früher 


Krieg gegangen ist, in 


gegen einen 
erster Linie gegen das 
amerikanische Militär 
ging. Heute müßte sich 
die Kritik und der Wi- 
derstand hingegen un- 
mittelbar gegen das 
deutsche Militär richten. 
Da sind dann plötzlich 
doch sehr viele ehema- 
lige Pazifisten nicht 
mehr dazu bereit. Da 
müßte man sich doch 
fragen, ob früher dieser 
nicht nur latente, son- 
dern ganz offene Anti- 
amerikanismus in der 
Linken und in der Frie- 
der 


keine 


densbewegung, 
schon damals 
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emanzipativen Momen- 
te hatte, eine maßgebli- 
che Rolle gespielt hat. 
Das ist eine These, die man 
erst untersuchen müßte. Ich 
vermute, daß es eher so ist, 
daß die Widerstandsbereit- 
schaft gegen Militär an sich ge- 
schwächt wurde durch diese 
ideologische Komponente 
„Menschenrechtseinsatz“ und 
die von Joschka Fischer im- 
mer wieder betriebene Gleich- 
setzung, daß man jetzt Einsät- 
ze machen muß, im gleichen 
Namen und mit der gleichen 
Intention wie damals gegen 
das Dritte Reich. Das ist ein- 
fach Geschichtsverfälschung 
und politischer Opportunis- 
mus in potenzierter Form. 
In der auffallend klei- 
nen Antikriegsbewe- 
gung hat es einen hefti- 
gen Konflikt darum ge- 
geben, wie mit dem ju- 
goslawischen und ser- 
bischen Nationalismus 
umzugehen ist — nicht 
nur in der theoretischen 
Einschätzung, sondern 
ganz praktisch auf De- 
monstrationen. Wie hat 
sich das in Berlin abge- 
spielt und wie schätzt 
Du das ein? 
Man muß natürlich schauen, 
daß man solchen nationali- 
stischen Strömungen entge- 
genwirken kann, aber das ist 
nicht die Hauptaufgabe, son- 
dern die Hauptaufgabe ist, 
solche Militäreinsätze jetzt 
und zukünftig so gut es geht 
zu bekämpfen. 
Die Menschenrechte 
haben beim Kosovo- 
Krieg eine zentrale 
Rolle gespielt. Du hast 
es auch so eingeschätzt, 
daß die kriegführenden 
Staaten die Menschen- 
rechte als Ideologie ein- 
gesetzt haben, um 
ihren Angriff zu recht- 
fertigen. Heißt das, Du 
würdest die Menschen- 


rechte prinzipiell als ei- 
ne Appelationsinstanz 
anerkennen? 
Ich bin sehr wohl der Mei- 
nung, daß Menschenrechte 
verteidigt werden müssen, 
aber nicht mit Waffengewalt, 
weil gerade die Waffenge- 
waltanwendung dazu führt, 
daß Menschenrechte unter- 
drückt werden. Es gibt zig 
Konflikte, wo die Bundesre- 
gierung entscheiden müßte, 
militärisch vorzugehen, wenn 
sie es wirklich ernst meinen 
würde. Wenn es den Weltpo- 
lizisten schlechthin gäbe, hät- 
te der mindestens in einem 
Viertel bis einem Drittel aller 
Staaten einzugreifen. Das 
wird aber aus verschiedenen 
Erwägungen nicht getan. 
Du hast gesagt, daß der 
Krieg der Zukunft wie- 
der eine Art Kolonial- 
krieg um Rohstoffe sein 
wird, aber das war doch 
gerade jetzt beim Koso- 
vo-Krieg nicht der Fall. 
Formal war das nicht der Fall. 
Es geht aber letzlich auch um 
Einflußsphärensicherung. Es 
war klar, daß man damit wei- 
die 
schwächen wollte. Man wollte 
den Ostblock auch weiterhin 
verkleinern, denn er würde als 
Wirtschaftsraum durchaus ei- 
ne Gefahr darstellen, wenn er 


terhin Sowjetunion 


florieren würde. Es gibt zwar 
keinen direkten Zugriff auf 
Rohstoffe, aber langfristige 
Durchlieferungsabkommen, 
die für die kriegführenden 
Staaten durchaus interessant 
sind. Außerdem ist es immer 
ideal, wenn man nicht gleich 
mit dem schlimmsten und of- 
fensichtlichsten Fall anfängt, 
sondern mit einem Grenzfall. 
Jugoslawien ist ein Grenzfall 
und insofern, wenn man es 
ganz kalkuliert betrachtet, 
auch ein ideal gewähltes 
Beispiel. 

Trotzdem gilt es zu 

berücksichtigen, daß 
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Kriege um Rohstoffe 
nicht 
zwangsläufig geführt 


heute mehr 
werden müssen, weil 
wir einen globalen ka- 
pitalistischen  Welt- 
markt haben. Die rei- 
chen Nationen können 
sich das Zeug ohnehin 
überall kaufen und 
brauchen dafür keinen 
Krieg mehr zu führen. 
Das glaube ich nicht ganz, 
weil die Ressourcen knapper 
werden. Wir haben im Mo- 
ment noch die Zugriffsmög- 
lichkeiten auf Grund der 
Handelsbedingungen. Wenn 
das nicht reicht, kann man 
auch jetzt schon mit militäri- 
schem Druck nacharbeiten, 
aber wir befinden uns immer 
noch in einer Überflußsitua- 
tion. Was in Zukunft kom- 
men wird, ist nicht ein Krieg 
der Ideologie, sondern der 
nackte Überlebenskampf, 
weil die Ressourcen nicht zu- 
letzt auf Grund der Umwelt- 
verschmutzung knapper wer- 
den. So ein Gut wie Wasser 
wird extrem umstritten sein. 
Das fängt in den peripheren 
Gebieten an und wird hier 
später stattfinden. Das wird 
so laufen, daß in Afrika eini- 
ge Nationen übereinander 
herfallen werden, um Was- 
serzuleitungen beispielswei- 
se umzuleiten. Da wird dann 
die Frage sein, wie sich Eu- 
ropa oder Amerika verhält. 
Wie wird es sein, wenn auch 
hier die Wasserqualität ab- 
sinkt? Wenn es an elementa- 
re Grundversorgungsres- 
sourcen geht, dann wird ei- 
senhart die Axt ausgepackt. 
Gibt es bei der Bundes- 
wehr relevante Kon- 
zepte in Richtung Be- 
rufsarmee? 
Innerhalb des Militärs und 
interessanterweise auch in- 
nerhalb der Rüstungsindu- 
strie gibt es spannende 
Kämpfe. Eine Fabrik wie 
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Heckler & Koch beispiels- 
weise, die Maschinengeweh- 
re herstellt, hat natürlich ein 
vehementes Interesse an ei- 
ner großen Armee. Die brau- 
chen eine Wehrpflichtarmee 
und setzen auch alle ihre 
Lobbyisten dazu ein, genau 
diese Wehrpflichtarmee zu 
erhalten. Eurofighter-Her- 
steller hingegen wollen eine 
High-tech-Armee, 
denn jeder Mann, der weni- 


kleine 


ger in der Kaserne steht, ist 
schon wieder ein Rad oder 
irgendein Teil des Fliegers. 
Es kommt noch hinzu, daß 
auch sehr viele Militärs den 
Eindruck haben, sie könnten 
ihre Konzepte sehr viel leich- 
ter durchsetzen, wenn die 
Wehrpflichtigen nicht als Be- 
hinderung da wären. Das ist 
auch das klassische Argu- 
ment gegen die Abschaffung 
der Wehrpflicht. Das ist aber 
falsch, weil die Berufsarmee 
bei uns ohnehin existiert. Es 
gibt zwei Klassen von Solda- 
ten: die sogenannten Hei- 
matverteidiger und die Kri- 
senreaktionskräfte. Die Hei- 
matverteidiger werden klas- 
sisch ausgebildet und sind 
im Grunde Soldaten zweiter 
Klasse. Sie bekommen nicht 
mehr so eine harte Ausbil- 
dung und haben schlechte- 
res Waffenmaterial. Die an- 
deren hingegen kommen 
zum Volleinsatz. Denen wird 
auch beigebracht, daß ihr 
Leben durchaus in Gefahr 
ist, wenn sie zum Einsatz 
kommen. Man setzt sich in- 
tensiv mit dem Sterben aus- 
einander und schafft Betreu- 
ungskonzepte und psycholo- 
gische Unterstützung. Es 
gibt Familienbetreuungszen- 
tren und auch die Verbin- 
dung mit der Kirche. Der 
pastorale Einsatz an der 
Front wird entsprechend 
schon wieder geübt. Genau- 
so ist es bezüglich der Ein- 
satzkonzepte. Die werden 
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vollkommen umgestellt. Der 
heutige Soldat muß in der 
Lage sein, sowohl in kalten 
als auch in heißen Gebieten 
zu reagieren. Er muß mit 
verschiedenen Sprachen und 
nationalen Eigenheiten klar- 
kommen können. Das wird 
alles geübt. Insofern wird 
diese Gruppierung, die so- 
wieso schon anfängt, sich in 
der Armee zu isolieren, im- 
mer mehr darauf drängen, 
daß dieses kasernierte, ab- 
geschottete Bewußtsein auch 
Richtung Berufsarmee wei- 
ter vorangetrieben wird, 
während die anderen klas- 
sisch sagen, wir brauchen 
auch die Verbindung zur Be- 
völkerung. Die Wehrpflicht 
ist immer noch das Argu- 
ment, daß es die Armee 
auch als Beschützerin des 
Volkes gibt. Das ganze De- 
mokratiegequatsche bezüg- 
lich der Wehrpflicht, das nir- 
gendwo eine relevante ge- 
schichtliche Bestätigung fin- 
det, zeigt, daß die Berufsar- 
mee wahrscheinlich in einer 
Form kommen wird, die 
durchaus noch Wehrpflich- 
tige mit beinhaltet. Es ist 
nicht diese Berufsarmee, die 
in der Weimarer Republik 
bestanden hat. Das wird we- 


DEUTSCHLAND 


sentlich modernisierter statt- 
finden. Wenn man die Ab- 
schaffung der Wehrpflicht 


fordert, muß man sich auch 


überlegen, welche Zusatz- 
konzepte gehören mit dazu. 
Wir fordern nicht nur die 
Abschaffung der Wehr- 
pflicht, sondern sagen immer 
dazu, man muß auch 
berücksichtigen, daß die Ar- 
mee insgesamt geschwächt 
wird, und man muß den ver- 
bleibenden Anteil stärker 
kontrollieren als bisher. In 
der Öffentlichkeit wird von 
uns aber zunächst mal die 
Abschaffung der Wehr- 
pflicht als zentrale Forde- 
rung präsentiert. Dann muß 
man schauen, wie es bei ei- 
ner Umsetzung im Detail 
aussieht. Wir halten es für 
wichtig, daß die Wehrpflicht 
sofort wegkommt, weil der 
Grundsatz 
Konfliktlösung bei jedem Ju- 
gendlichen, der dort in die 


militärischer 


Kaserne kommt, wirkt. Es 
kann mir keiner erzählen, 
daß ein in die Kaserne ge- 
kommener Mensch dort so 
wieder raus kommt, wie er 
vorher war. Wenn es gelingt, 
die Wehrpflicht abzuschaf- 
fen, ist erst mal ein großer 
Schritt erreicht. 
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Deutsche Fallschirmjäger 
im Friedenseinsatz. 
Berlin, 20. Juli 1999 
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Kampagne gegen Wehrpflicht, 
Zwangsdienste und Militär, 
Oranienstaße 25, 

10999 Berlin, 

Telefon (++49/30) 

615 005 30/ 31, 

Telefax (++49/30) 

615 00 529 


Im Verlauf der Auseinander- 
setzungen über das Verhältnis 
der „Kampagne“ zu den Grü- 
nen kam es bereits zu einer 
Abspaltung von jenen, die ge- 
genüber der olivgrünen 
Kriegspartei eine noch klarere 
Abgrenzung fordern: 

Bündnis für antimilitaristische 
Maßnahmen (BAMM!), 
Manteuffelstraße 103, 

10997 Berlin, 

Telefon 

(++49/30) 610 744 11, 
Telefax 

(++49/30) 610 744 10, 
e-mail: 
bamm@gosh.berlinet.de 
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Grenzcamp 99 in Zittau 


Bericht über ein 
antirassistisches 
Sommercamp an der 
deutsch-tschechisch- 
polnischen Grenze 


VON IRENE MESSINGER* 


*) Irene Messinger ist Mitar- 
beiterin der Desserteurs- und 
Flüchtlingsberatung in Wien 
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erzliich willkommen! 
..heißt es in der örtlichen 
Tourismuswerbung Lücken- 
dorfs. Willkommen sind aller- 
dings weder Menschen, die 
aufgrund der bereits fast ver- 
unmöglichten legalen Einrei- 
se zum heimlichen Grenz- 
übertritt im tschechisch-pol- 
nisch-deutschen Dreiländer- 
eck gezwungen sind, noch 
Menschen, die auf diesen Zu- 
stand durch ein Grenzcamp 
aufmerksam machen wollten. 
Die rund 550 Lückendorfer- 
Innen wehrten sich mit Un- 
terstützung des Kreisverban- 
des der NPD Löbau-Zittau 
kurzfristig, aber erfolgreich 
gegen das vom 7. bis 15. Au- 
gust 1999 geplante Camp im 
Rahmen der deutschen Kam- 
pagne „Kein Mensch ist ille- 
gal“ — die Begründung: Cam- 
pen ist im Naturschutzgebiet 
verboten. Die angemietete 
Wiese wurde bereits am Frei- 
tag von rund hundert Campe- 
tInnen belagert. Nach der An- 
kunft zahlreicher weiterer 
CampteilnehmerInnen wurde 
schließlich ein Ersatzgelände 
in der Nähe Zittaus gefunden. 
Im Einladungsflyer wurde 
die Entscheidung zur Organi- 
sation eines Camps an der 
Grenze begründet: „Grenzen 
sind da, um überschritten zu 
werden.(...) Menschen lassen 
sich von jeher nur schwer dar- 
an hindern, Grenzen zu über- 
schreiten. Die Entscheidung 
über den Aufenthaltsort in die 
eigene Hand zu nehmen, mag 
für die einen selbstverständ- 
lich sein, andere haben oft exi- 
stentielle Gründe und fliehen 
vor Verfolgung, Ausbeutung 
und Krieg, sehen in ihrem 
Herkunftsland keine Per- 
spektive. Gleichgültig wieso 


und weshalb - bestimmte 
Grenzen zu passieren ist für 
die meisten Menschen dieser 
Welt heute schwerer denn 
je.(...) Grenzen sind überko- 
dierte Orte, und so haben 
auch praktische Interventio- 
nen im Grenzgebiet notwen- 
digerweise einen starken sym- 
bolischen Charakter.“ 

Der Einladung ins Grenz- 
gebiet der ehemaligen DDR 
zu Tschechien und Polen folg- 
ten insgesamt ca. 1200 Men- 
schen mit sehr unterschiedli- 
chen politischen Hintergrün- 
den. Das diesjährige Camp 
war bereits die zweite Veran- 
staltung dieser Art. Im letzten 
Jahr campten einige hundert 
AktivistInnen an der deutsch- 
polnischen Grenze bei Gör- 
litz. Die Zielsetzung: Der Ver- 
schleierungs- und Denunzia- 
tionskampagne von Polizei 
und Bundesgrenzschutz zu 
widersprechen und gleichzei- 
tig alle Menschen zu unter- 
stützen, die sich der Staats- 
schutzmaschinerie widerset- 
zen wollen oder müssen. Die 
Mittel waren Aufklärung und 
sachliche Information, aber 
auch taktisches Experimen- 
tieren, hinterhältiges Amuse- 
ment und gezielte Irritationen 
des Bundesgrenzschutzes 
(BGS) und der Bevölkerung. 

Während der Woche wur- 
den viele Aktionen durchge- 
führt, die in Zittau und Um- 
gebung für Gesprächsstoff 
sorgten. Am Zittauer Markt- 
platz wurde ein Denkmal für 
die unbekannte FluchthelferIn 
eingeweiht, Informationsma- 
terial über Flüchtlingspolitik 
und die Zustände im grenzna- 
hen Flüchtlingslager verteilt 
und ein Feuerzirkus veran- 
staltet. Eine Kaserne des BGS 


wurde mehrere Stunden bela- 
gert, was die Grenzschützer 
am Verlassen ihrer Zentrale 
hinderte. Es wurde mit einem 
Auschwitz-Überlebenden dis- 
kutiert, ein Border-Rave ver- 
anstaltet und anhand eines 
Asylspiels die Schwierigkeiten 
von der Flucht aus dem Hei- 
matland bis zum Ziel Asyl auf- 
gezeigt - ein Ziel, das im Spiel, 
anders als in der Realität, im- 
merhin einer von elf Flücht- 
lingen erreichte. Grenzspa- 
ziergänge wurden ebenso or- 
ganisiert wie ein Trauermarsch 
mit Kreuzen zur Erinnerung 
an Flüchtlinge, die beim Gren- 
zübertritt zu Tode gekommen 
sind. Aufkleber mit der Auf- 
schrift „Besser als die STASI. 
Dank ihrer Hilfe“ und der 
Nummer des Bundesgrenz- 
schutzes sollten die Bewohne- 
ıInnen Zittaus zum Überden- 
ken ihrer Rolle als Denunzi- 
antlInnen anregen. 

Der in der Gegend sagen- 
umwobene Räuber und 
Schmuggler Karasek überfiel 
die Lokalbahn und schmück- 
te den Zug mit antirassisti- 
schen Transparenten. In Zit- 
tau und Jonsdorf tauchten Pla- 
kate eines Arbeitskreises „Welt 
und All“ auf, die die Vor- 
führung des Films „Die Son- 
nenfinsternis und ihre Folgen 
für Deutschland“ bewarben. 
Nach einer wissenschaftlichen 
Einführung in das Phänomen 
werden böse Befürchtungen 
Wirklichkeit: Der Mond bleibt 
vor der Sonne stehen. Nach 
Wochen in völliger Dunkel- 
heit und immer extremer wer- 
dender Kälte beginnt die Mas- 
senflucht aus Deutschland: 
Flüchtlingskontingente, mi- 
litärisch gesicherte Grenzen, 
heimlicher Grenzübertritt und 
Sammellager werden für die 
deutschen Flüchtlinge Realität. 
Ausgehend von dieser Erfah- 
rung wurde eine anregende 
den Zu- 


schauerInnen geführt. 


Diskussion mit 


Context XXI 


Die wenigen Zittauerln- 
nen, die den Weg ins Camp 
fanden, waren von der Sinn- 
haftigkeit einiger Aktionen 
nicht immer überzeugt und er- 
innerten daran, daß sie wei- 
terhin in dem Ort leben müß- 
ten und die CamperInnen der 
Entwickung einer linken Sze- 
ne nicht immer förderlich wa- 
ren. Einige beteiligten sich 
dennoch an den Aktionen und 
fühlten sich in ihrem Engage- 
ment gestärkt. 

Kontakt wurde auch mit 
BewohnerInnen des Flücht- 
lingslagers in Zittau hergestellt, 
die teilweise an Aktionen teil- 
nahmen und zeitweise auch im 
Camp lebten. Die Lebensbe- 
dingungen für die ca. 130 Be- 
wohnerInnen wurden von den 
Flüchtlingen als unmenschlich 
beschrieben: unsauberes und 
nicht genügend heißes Was- 
ser; zu wenige Waschmaschi- 
nen und Kochgelegenheiten; 
nur zwei Stunden Heizung im 
Winter, keine Möglichkeit, Le- 
bensmittel selbständig einzu- 
kaufen und bis zu zwei Wo- 
chen Wartezeit auf einen Arzt- 
termin. Auf einer zuvor un- 
tersagten Demonstration wur- 
den die Schließung des 
Flüchtlingslagers in Zittau und 
eine menschenwürdige, de- 
zentrale Unterbringung gefor- 
dert. Bei einer gemeinsamen 
Veranstaltung von Campteil- 
nehmerInnen und Flüchtlin- 
gen wurde ein Film über die 
„Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantlIn- 
nen“ gezeigt und anschließend 
über Selbstorganisations- und 
Unterstützungsmöglichkeiten 
der Menschen im Flüchtlings- 
lager diskutiert sowie Ansätze 
zur weiteren Zusammenarbeit 
gesucht. 

Innerhalb des Camps wur- 
de viel Zeit damit verbracht, 
Informationen und Meinun- 
gen auszutauschen. Der größ- 
te Teil der Diskussionen ver- 
lief in selbstorganisierten klei- 


371999 


nen Gruppen. Angeboten 
wurden beispielsweise Work- 
shops zur Situation von 
Flüchtlingen in Tschechien, 
Polen und Ungarn, dem NA- 
TO- Krieg in Jugoslawien, Re- 
pressionen gegen Atomgegne- 
tInnen und zur Fluchthilfe. 

Der Slogan des Camps 
„Keine Grenze ist für immer“ 
war ebenfalls Diskussionsthe- 
ma, da dieser auch von Ver- 
triebenenverbänden verwen- 
dete Spruch an der deutsch- 
tschechisch-polnischen Gren- 
ze unsensibel gewählt war. Die 
bereits im Vorfeld des Camps 
laut gewordene Kritik an der 
Übernahme revanschistischer 
Parolen durch deutsche Anti- 
rassisten wurde von den mei- 
sten CampteilnehmerInnen 
geteilt. Es wurde aber auch 
Verständnis dafür geäußert, 
daß im Chaos der unter Zeit- 
druck erfolgten Vorbereitun- 
gen ein unreflektierter Slogan 
Verwendung fand, der in der 
Folge, um Fehlinterpretatio- 
nen zu vermeiden, mit dem 
Untertitel „den Rassisten auf 
die Finger“ versehen wurden. 
Die Fragwürdigkeit des Slo- 
gans wurde dadurch allerdings 
nicht wirklich aus der Welt ge- 
schafft. 

Der Versuch, die eigenen 
antirassistischen Ideale eine 
Woche lang gemeinsam nicht 
nur zu propagieren, sondern 
auch zu leben, scheiterte aus 
der Sicht einiger Teilnehmer- 
Innen in manchen Bereichen. 
Mangelnde Übersetzungen 
und die Dominanz einiger 
Deutscher wurden kritisiert. 

Die Berichterstattung in 
den Lokalmedien war sehr un- 
terschiedlich und oft abhän- 
gig von den am Tag zuvor or- 
ganisierten Aktionen. Mediales 
Interesse erweckte unter an- 
derem die halbstündliche 
Durchsage im Sächsischen 
Rundfunk, daß man beim 
Bürgertelefon des Bundes- 
grenzschutzes nicht mehr we- 


gen dem bei einem Gewinn- 


spiel einer Pizzeria verspro- 
chenen Rundfluges anzurufen 
brauche. Die Telefone seien 
überlastet und es handle sich 
dabei bloß um einen Scherz. 
Es gab unterschiedliche 
Einschätzungen zu der Frage, 
ob die in das Camp gesetzten 
Erwartungen erfüllt wurden. 
Was das Camp auf jeden Fall 
leistete, war die Vernetzung 
unterschiedlicher Personen 
und Gruppen - insbesondere 
mit Menschen aus Polen, 
Tschechien, Jugoslawien und 
Weißrußland. Außerdem ge- 
lang die Schaffung einer Basis 
für eine zukünftige Zusam- 
menarbeit mit den Flüchtlin- 
gen im Zittauer Asylheim und 
die längerfristige Irritation der 
BürgerInnen in der Gegend. 
Grundsätzlich kann ein sol- 
ches Camp wohl auch nicht 
mehr, als Fragen aufzuwerfen 
und Diskussionen anzuregen. 
Fragen wurden auf diesem 
Camp genügend gestellt - un- 
ter anderem immer wieder 
auch die selbstkritische Frage, 
ob ein solches Grenzcamp die 
richtige Form antirassistischen 
Widerstandes gegen die herr- 
schende (Aus)Grenz(ungs)po- 
litik ist. ja) 


DEUTSCHLAND IN. SUCH 


Der Bund, die Grenze, 
der Schutz 


© Irene Messinger 


Weitere Infos im Internet: 
www.contrast.org/ 
borders/camp 
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Diplomatische Sklaverei 


„Dieselben Vertreter 
internationaler Organi- 
sationen, die öffentlich 
die Menschenrechte 
preisen, halten sich zu 
Hause Sklaven.“ 

Luis Cid, Syndicat 

sans frontieres! 


VON ANGELIKA KARTUSCH * 


*) Angelika Kartusch ist Mit- 
arbeiterin der Deserteurs- und 
Flüchtlingsberatung und des 
Ludwig Boltzmann-Instituts 
für Menschenrechte, wo sie an 
einer Studie über die Bekämp- 
fung des Frauenhandels in 
Österreich mitarbeitet, die 
sich neben dem Schwerpunkt 
Zwangsprostitution auch mit 
der Ausbeutung von Migran- 
tinnen als Haushaltsangestell- 
te beschäftigt und im Früh- 
jahr 2000 im Verlag Öster- 
reich publiziert wird. 
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mmer wieder werden in 

Österreich Fälle publik, wo 
Migrantinnen in Haushalten 
von UN-Bediensteten und 
DiplomatInnen unter mise- 
rablen Arbeitsbedingungen 
ausgebeutet werden. Die be- 
troffenen Frauen können sich 
aufgrund ihrer wirtschaftli- 
chen Situation und ihres oft 
illegalen Aufenthaltsstatus 
aus diesem Abhängigkeits- 
verhältnis nur schwer befrei- 
en. Darüber hinaus macht es 
die diplomatische Immunität 
der ArbeitgeberInnen den 
Migrantinnen fast unmöglich, 
ihre Entgeltansprüche aus 
dem Dienstverhältnis durch- 
zusetzen. 

Vorab sei festgehalten, 
daß es keineswegs die Ab- 
sicht des Artikels ist, pauschal 
allen DiplomatInnen unlau- 
tere Absichten zu unterstel- 
len, sondern lediglich darauf 
aufmerksam zu machen, daß 
derartige Fälle immer wieder 
vorkommen? und die Mög- 
lichkeiten der Rechtsdurch- 
setzung sowohl aufgrund der 
wirtschaftlichen und rechtli- 
chen Situation der Migran- 
tinnen als auch der rechtli- 
chen Stellung diplomatischer 
Bediensteter de facto aus- 
sichtslos sind. 

Die 
Flüchtlingsberatung in Wien 


Deserteurs- und 
berichtet von der Lateiname- 
rikanerin A, die im Mai 
durch eine Agentur an einen 
in Wien ansässigen Diploma- 
ten zwecks Arbeit in dessen 
Haushalt vermittelt wurde. 
Der Vertrag enthielt keine 
näheren Bestimmungen über 
die Ausgestaltung der Ar- 
beitsbedingungen, vielmehr 
wurde A Kinderbetreuung 
und die Beaufsichtigung des 


Haushaltes in Aussicht ge- 
stellt. Sie müsse keine außer- 
gewöhnlich schwere Arbei- 
ten verrichten. Vertraglich 
vereinbart wurde ein Lohn 
von etwa öS 5.000,- bei frei- 
er Kost und Quartier. Der 
Diplomat verpflichtete sich, 
die Vermittlungsgebühren so- 
wie die Reisekosten für A zu 
tragen. Allerdings beinhalte- 
te der Vertrag eine Klausel, 
gemäß der A für den Fall, 
daß sie das Arbeitsverhältnis 
vor Ablauf von drei Monaten 
beenden würde, die Reiseko- 
sten selbst zu bezahlen hätte. 
Nachdem A zu Hause ihr 
Hab und Gut verkauft hatte, 
reiste sie mit einem Visum D,> 
das für vier Monate ausge- 
stellt worden war, nach 
Österreich ein. Hier ange- 
kommen, mußte A täglich bis 
spätabends putzen und für 
große Empfänge kochen. 
Außerdem bekam sie von 
ihren  ArbeitgeberInnen 
kaum zu essen und war Be- 
schimpfungen 
Nach einem Monat ergriff sie 
die Flucht und fand bei einer 
befreundeten Familie vor- 
übergehend Unterschlupf. 
Ihr Arbeitgeber hatte aller- 
dings ihre Dokumente und 
das Rückflugticket zurück- 
behalten und weigerte sich 


ausgesetzt. 


unter Hinweis auf die auf- 
grund ihres Vertragsrücktrit- 
tes zurückzuerstattenden Rei- 
sekosten auch, ihr den aus- 
ständigen Lohn auszubezah- 
len. Er bestritt A’s Anspruch 
auf Abgeltung der geleisteten 
Überstunden und behaupte- 
te vielmehr Geldansprüche 
gegen sie. A hat inzwischen 
mehrere Beratungsstellen 
kontaktiert. Versuche, in ei- 
nem Gespräch eine gütliche 


SERREDITIERTE UNTER SICH 


Einigung zu erzielen, sind 
bislang gescheitert. Zwar er- 
klärte der Diplomat schließ- 
lich, auf seine gegen A gel- 
tend „An- 


sprüche“ zu „verzichten“, 


gemachten 


von dem ihr zustehenden 
Lohn hat A jedoch bislang 
nichts erhalten. Wenn die 
Gültigkeitsdauer von A's Vi- 
sum ausläuft, befindet sie sich 
illegal in Österreich. Der Di- 
plomat hat dem Bundesmi- 
nisterium für auswärtige An- 
gelegenheiten (BMaA) ihre 
„Blaue Karte“, die sie zum 
Aufenthalt in Österreich und 
zur Arbeit in anderen Diplo- 
matInnenhaushalten berech- 
tigt, zurückgegeben. 
Schicksale wie das von A 
stellen leider keine Einzelfäl- 
le dar. Oftmals werden Mi- 
grantinnen (es handelt sich 
dabei fast ausschließlich um 
Frauen) als Hausangestellte 
ausgebeutet und können sich 
aufgrund ihrer wirtschaftli- 
chen Situation und ihres oft 
illegalen Aufenthaltsstatus 
aus dem Abhängigkeitsver- 
hältnis, in das sie geraten 
sind, nur schwer befreien. 
Publik geworden sind in 
der letzten Zeit vor allem Fäl- 
le, wo Frauen, laut BMaA vor 
allem Staatsangehörige der 
Philippinen und Sri Lankas, 
aber auch lateinamerikani- 
scher Länder, in Haushalten 
von UN-Bediensteten und 
DiplomatInnen unter mise- 
rablen Arbeitsbedingungen 
angestellt sind. Die hier 
tatsächlich vorgefundenen 
Arbeitsbedingungen ent- 
sprechen oft keineswegs den 
vertraglich ausbedungenen 
Modalitäten. 80 Stunden har- 
ter Arbeit pro Woche bei ei- 
nem monatlichen Verdienst 
von öS 4.500,- ohne Sozial- 
versicherung stellen keinen 
Einzelfall dar. Der Lohn wird 
den Frauen zumeist zur Ab- 
deckung der Reisekosten vor- 
enthalten. Die Reisedoku- 
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mente werden ihnen abge- 
nommen, um über ein 
Druckmittel zu verfügen, falls 
die Betroffenen beabsichti- 
gen, das ausbeuterische Ar- 
beitsverhältnis zu beendigen. 
Die sogenannte „Blaue Kar- 
te“, die Legitimationskarte, 
die die Migrantinnen zum 
Aufenthalt und zur Arbeit in 
DiplomatInnenhaushalten in 
Österreich berechtigt, wird 
ihnen in vielen Fällen niemals 
ausgehändigt. 

Diese Legitimationskarte 
wird den ArbeitgeberInnen 
vom BMaA für die jeweilige 
Dienstnehmerin ausgestellt. 
Sie ersetzt nach Ablauf des 
Visums, das bloß einen Ein- 
reisetitel darstellt, den erfor- 
derlichen Aufenthaltstitel im 
Bundesgebiet und ermöglicht 
den Hausangestellten, die 
nicht dem Ausländerbeschäf- 
tigungsgesetz (AuslBG) un- 
terliegen,* also keiner Arbeits- 
erlaubnis nach diesem Gesetz 
bedürfen, die Arbeit in Haus- 
halten von DiplomatlInnen. 
Da den betroffenen Frauen 
keine andere legale Beschäf- 
tigungsmöglichkeit offensteht, 
als ihre bisherige Stelle beizu- 
behalten oder in einen ande- 
ren DiplomatInnenhaushalt 
überzuwechseln, wo sie ähn- 
lich schlechte Arbeitsbedin- 
gungen riskieren, bedeutet 
diese auf den ersten Blick eine 
Erleichterung darstellende Re- 
gelung vielmehr eine Einze- 
mentierung bestehender Ab- 
hängigkeitsverhältnisse. Zwar 
besteht in diesen Fällen die 
Möglichkeit, vom Inland aus? 
eine Niederlassungsbewilli- 
gung zu beantragen, die in 
weiterer Folge auch die Aus- 
übung anderer Tätigkeiten er- 
möglicht, jedoch unterliegt 
die Antragstellerin nur dann 
nicht der Quotenpflicht nach 
dem Fremdengesetz,6 wenn 
sie vom Geltungsbereich des 
AuslBG ausgenommen ist,? 
also etwa weiterhin in einem 
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DiplomatInnenhaushalt ar- 
beitet. Die vorhandenen Quo- 
tenplätze sind jedoch schnell 
erschöpft. Darüber hinaus 
müssen auch die allgemeinen 
Voraussetzungen zur Ertei- 
lung einer Niederlassungsbe- 
willigung vorhanden sein, also 
etwa der Nachweis einer 
ortsüblichen Unterkunft oder 
des gesicherten Unterhalts,8 
was angesichts der sozialen 
Situation der Migrantinnen 
äußerst schwierig ist. 

Auf diese Beschäftigungs- 
verhältnisse ist, ungeachtet 
der rechtlichen Stellung der 
DiplomatInnen, das öster- 
reichische Hausangestellten- 
gesetz,’ welches etwa Rege- 
lungen über die Zurverfü- 
gungstellung von Verpfle- 
gung und Wohnraum, die 
Fälligkeit des Entgelts, die 
höchstzulässige Arbeitszeit 
oder den Urlaubsanspruch 
beinhaltet, grundsätzlich an- 
wendbar. Allerdings scheitert 
die Durchsetzung gesetzli- 
cher oder vertraglicher An- 
sprüche der Dienstnehmer- 
innen in aller Regel an der 
Immunität der DiplomatIn- 
nen, die der nationalen Ge- 
richtsbarkeit nicht unterlie- 
gen, wobei das Ausmaß der 
Immunität je nach Kategorie 
des diplomatischen Status va- 
riiert.10 Die Durchsetzung 
der Ansprüche vor dem Ar- 
beits- und Sozialgericht ist 
nur in jenen Fällen möglich, 
in denen infolge eines Ansu- 
chens des BMaA die Immu- 
nität des/der Diplomaten/-in 
aufgehoben wird. Entschei- 
dungsbefugt ist die betref- 
fende Organisation (etwa der 
UN-Generalsekretär) oder 
die Botschaft bzw. das 
Außenministerium des je- 
weiligen Staates. Dies ge- 
schieht jedoch nur äußerst 
selten, was sich auf die oft 
nur mangelhaften Sprach- 
kenntnisse sowie das in der 
Regel niedrige Bildungsni- 
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veau der Migrantinnen eben- 
so zurückführen läßt wie auf 
politische Erwägungen. Man- 
che Staaten weigern sich 
prinzipiell, die Immunität der 
von ihnen entsandten Diplo- 
matInnen aufzuheben. Zu 
disziplinären Sanktionen wie 
Versetzungen kommt es in 
Fällen der Ausbeutung von 
Hausangestellten kaum. So 
berichtet das BMaA von ei- 
nem Fall aus dem Jahr 1998, 
wo zwar die Immunität eines 
hochrangigen UN-Angestell- 
ten nicht aufgehoben wurde, 
jedoch zwischen diesem und 
der Hausangestellten, die An- 
sprüche von mehr als öS 
100.000,- gegen ihn geltend 
machte, ein außergericht- 
licher Vergleich geschlossen 
wurde. Dies entspricht natür- 
lich keineswegs dem Regel- 
fall. Zumeist verhindern po- 
litische Räson und fremden- 
rechtliche Konsequenzen die 
Möglichkeit der Migrantin- 
nen, ihre Ansprüche gegenü- 
ber den ArbeitgeberInnen 
durchzusetzen. ja 


1 Zit. nach: Schönbauer, Roland, Die Unantastbaren, in: Der 


Standard, 15.5.1998. 
2 Vgl. etwa ibidem. 


7 
8 
) 


$ 6 Abs 1Z 4 Fremdengesetz (FrG) 1997 (BGBl I 1997/75 
idF BGBl I 1998/158). Dieser Einreisetitel wird für höch- 
stens sechs Monate erteilt und berechtigt gem $ 6 Abs 3 leg 
cit nicht zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

BGBl 1975/218 idF I 1997/82. $ 1 Abs 2 lit c AusIBG 

$ 14 Abs 2 FrG. Dies stellt die Ausnahme da., Im Regel- 
fall sind Anträge auf Erteilung einer Erstniederlassungsbe- 
willigung aus dem Ausland zu stellen. 

Gemäß $ 18 FrG bestimmt die Bundesregierung mittels 
Verordnung für jeweils ein Jahr die Anzahl der zu erteilen- 
den Niederlassungsbewilligungen (Niederlassungsverord- 
nung 1999 idF BGBl II 1999/133). 

$ 19 Abs 1, Abs 2 Z 3 FrG iVm $ 1 Abs 2 lit c AusIBG 

$$ 8 Abs 5, 12 Abs 1 FrG 

BGBl 1962/235 


10 Vgl. Wiener Übereinkommen über die diplomatische Be- 


ziehungen vom 18.4.1961, BGBl 1966/96. New Yorker 
Übereinkommen über die Privilegien und Immunität der 
Vereinten Nationen vom 13.2.1946, BGBl 1957/126. Wie- 
ner Übereinkommen über konsularische Beziehungen vom 
24.4.1963, BGBl 1969/318. 
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ABENTEURER 


EIN .BERTWELT 


Hugo Pratt und seine 
Legenden-Comics 


Das Comic ist ein 
wichtiges Ausdrucks- 
mittel unserer Zeit, das 
im deutschsprachigen 
Raum bisher weitge- 
hend ignoriert wurde. 
Wie ungerechtfertigt 
das ist, zeigt sich unter 
anderem am Beispiel 
des Kosmopoliten 
Hugo Pratt. 


VON ALEXANDER 
SCHÜRMANN-EMANUELY 


1 Venezianische Legende. 
Carlsen, 1997 
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...AU MILIEU DE CE MAGNIFIQUE 

PARADIS TERRESTRE .UN JOUR 
MIOU MIOU ‚LA PREMIERE 

CHATTE "TROUVA LE DIABLE 
HABILLE EN SOURIS... 


Is Mittler zwischen Neu- 
A: und Alltag, als ver- 
schlüsseltes, persönliches Ge- 
heimnis, als Code zwischen 
Menschen, um in bestmögli- 
cher Zusammenfassung zu 
kommunizieren, als Zeichen 
am Wegesrand für die, die et- 
was suchen, als Schlüssel für 
Märchen, als Schmuck, als 
Dekoration, als Botschaft, als 
Identifikationsobjekt ent- 
standen die Symbole. Die 
meisten von ihnen sind für 
den heutigen Betrachter je- 
doch unbedeutend, von der 
Bildfläche seines Verständ- 
nisses verschwunden. Gera- 
de deswegen versuchen nicht 
wenige Künstler, ob durch 
Wort, Ton oder Bild, die ver- 
gessenen hermetischen Al- 
phabete am Leben zu erhal- 
ten, entweder um sich selbst 
zu inspirieren oder um den 
Betrachtern etwas zurückzu- 
geben, was diese wiederum 
inspirieren, für neue Einsich- 
ten öffnen könnte. 


Der Zeichner und Er- 
zähler Hugo Pratt gehört si- 
cherlich zu jenen Künstlern, 
die mit ihrer Arbeit so etwas 
versucht haben. Seine Co- 
mics, seine Zeichengeschich- 
ten wollen nicht nur unter- 
halten oder in eine oft uner- 
träglich grausame Mensch- 
heit entführen (was sie zwar 
tun, sind das doch wichtige 
Erzählleitfäden des moder- 
nen Comics), sie wollen auch 
auseinandersetzen mit Wel- 
ten, die uns nahe oder fern 
liegen, existieren und oft un- 
verstanden bleiben. 

Diese Auseinandersetzung 
könnte ohne der Hilfe der 
Symbole, die in der Comic- 
Welt des Hugo Pratt die 
wichtigsten Wegweiser dar- 
stellen, gar nicht stattfinden. 
Nehmen wir Pratts Haupt- 
werk: die Abenteuer des Cor- 
to Maltese, bestehend aus 
rund einem Dutzend Bän- 
den. Sie erzählen von einem 
Matrosen, der etwas ziellos, 


oft auf der Suche nach einer 
Schatzinsel, in der ersten 
Hälfte unseres Jahrhunderts 
herumirrt, dabei die 
Schrecken des Kolonialismus, 
der Weltkriege und Bürger- 
kriege, aber auch die faszi- 
nierenden Welten dieser 
Welt, die er scheinbar alle 
kennt, der Leser oft aber 
nicht, streift. 

Die zentralen Protagoni- 
sten, angefangen mit Corto 
Maltese, wirken in ihren dan- 
dyhaften, eigenartigen Ko- 
stümen oft wie Karikaturen, 
sind auf eine leicht traurige 
Art und Weise witzig, fast 
schon lächerlich, vielleicht 
um Mensch zu bleiben, in ei- 
nem unruhigen, gewalttäti- 
gen Umfeld. 

Wie bei den Tuareg, sind 
es oft die Frauen, die die Trä- 
gerinnen der Geheimnisse 
sind, die Corto Maltese und 
dem Leser die „anderen“ 
Sprachen beibringen. Für 
Corto Maltese scheinen die 
Symbole oft nur Indizien für 
seine Schatzsuche zu sein, für 
den Leser sind sie hingegen 
Türen zu anderen Verständ- 
niswelten. Es sind kulturhi- 
storische Schritte eines Rei- 
seabenteuers, die in das In- 
nere Äthiopiens, Polynesiens, 
der Antillen, der Schweiz 
oder der Hinterhöfe Vene- 
digs führen. 

Nur ein Beispiel aus den 
Abenteuern des Corto Mal- 
tese: Die venezianische Le- 
gende (veröffentlicht 1977).! 
Der Leser trifft hier auf zwei 
Strömungen, die 1921 ver- 
suchten, Italien zu moderni- 
sieren, einerseits die Freimau- 
rer und andererseits die Fa- 
schisten. Die ersten versuchen 
ihre humanistischen Ideale zu 
verwirklichen, und erwarten 
gleichzeitig irgendwie schon 
ihren Untergang in ihrer eso- 
terischen, immer starrer wer- 
denden Welt. Die zweiten be- 
reiten mit der Sicherheit jener, 
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OH ‚ROBIN STUART DARLING ...JAMIS 
PEUR QUE vous 
N’ARRIVIEZ PLUS... 


die dank der Brutalität zu ge- 
winnen scheinen, den Um- 
sturz vor. Corto Maltese, der 
eigentlich einen Edelstein, von 
dem nur in Märchen die Re- 
de ist, sucht, gerät jedoch 
nicht nur in die politischen 
Wirren des präfaschistischen 
Italien, sondern dringt viel tie- 
fer in ein Venedig ein, welches 
so wohl nur die wenigsten 
kennen dürften. Es werden et- 
liche Türen der Kindheitsstadt 
Pratts geöffnet; es ist das Ve- 
nedig der Statuen, der Katzen, 
der Fenster, der Schatten und 
das Venedig der Legenden, ob 
gnostischen, arabischen oder 
jüdischen, es ist das Venedig 
eines Abenteuers. Und ge- 
nauso wie Hugo Pratt die Ver- 
mittlung seines Venedig ver- 
standen hat, präsentierte er in 
den anderen Bänden die Per- 
sönlichkeiten von Orten, oft 
unbekannten, mit ebensoviel 
unauffälliger Hingabe. 

Daß Hugo Pratt so viel 
Lust am Vermitteln hat, ist 
wahrscheinlich damit zu er- 
klären, daß er durch die Mär- 
chen seiner französischen, 
englischen, sephardischen und 
türkischen Tanten die Schön- 
heit der Vielseitigkeit entdeckt 
und andererseits als ein vom 
Faschismus rekrutiertes Kind, 
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dessen Grauen, Abgeschottet- 
heit und Gewalttätigkeit er- 
lebt hat. Er wuchs in Äthiopi- 
en auf, lernte abessinisch, de- 
sertierte 1943 aus der italieni- 
schen Polizei und erlebte die 
Befreiung als englischer Sol- 
dat. Nach dem Krieg wandert 
er nach Argentinien aus, wo 
er sich endgültig zum profes- 
sionellen Cartoonisten ent- 
wickelt. Er wird in der Folge 
bis zu seinem Tod 1995 rund 
9.000 druckreife Seiten zeich- 
nen, überall, wo er kann, le- 
ben und zuhause sein, 30.000 
Bücher sammeln und, wie 
manche behaupten, auch le- 
sen, sich mit Voodoo genau- 
so auskennen, wie mit der 
Kabbala, sieben Sprachen ler- 
nen usw... kurzum ein prak- 
tischer Kosmopolit sein wie 
seine Figur, der Matrose Cor- 
to Maltese, die ihn spätestens 
seit den 70er Jahren welt- 
berühmt gemacht hat. 
Abenteuer und Kulturge- 
schichte, somit auch die Er- 
zählform wechseln sich in 
Pratts Comics so häufig ab, 
daß sich oft die ungewöhn- 
lichsten Kontraste bilden. Ge- 
rade bei Corto Maltese wird 
eine Atmosphäre geschaffen, 
die denen in Legenden und 
Märchen gleicht, ohne jedoch 


ABENTEURER 


die brutale Wirklichkeit der 
ersten Hälfte des XX. Jahr- 
hunderts zu verharmlosen. 
Hugo Pratt gelingt somit auf 
jeden Fall eines: den Leser in 
Welten zu entführen, die man 


nicht mehr oder noch nicht 
kennt. | 


SPÖ und ÖVP rüsten auf - neben 
oder für die NATO. Liberale wollen 
ein Euroheer, FPÖ und Grüne sind 
für ein Berufsheer. 

Angesichts tausender getöteter 
Menschen in Jugoslawien, ermordet 
von NATO-Militär und jugoslawischen 
Einheiten, ist es höchste Zeit, über 
eine neue Sicherheit nachzudenken. 
Alle Heere dieser Welt sind ausge- 
bildet Menschen umzubringen. 
Aktive Friedenspolitik braucht keine 
Armeen. Das neutrale Österreich 
könnte vorpreschen und das Bun- 
desheer ersatzlos abschaffen. 


abschaffen! 
zur SICHERHEIT 


IN. DERIWELT 
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Laßt die Dokumente sprechen ... 


Eine letzte Replik 


Zu den Stellungnah- 
men Fritz Moldens in 
der Tageszeitung Die 
Presse am 28. Novem- 
ber 1998 („Ganz be- 
sondere Niedertracht. 
Widerständler, kein 
US-Agent“) und in der 
Zeitschrift ZOOM 
1/99 („Das Märchen 
vom bezahlten Agen- 
ten Lindley“) 


VON SIEGFRIED BEER* 


*) Siegfried Beer ist Professor 
am Institut für Geschichte der 
Karl-Franzens-Universität Graz 
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_Date___16 November 1 


©... 70 Fritz Molden. 
sr 


Authorized by: 


Desk Head, 


* 


FOR Underground SI activities in Milano and 


These funds are roquir 
", and are'to be used only 
“ or confidential‘nature for 0SS. 
s the supplies, equ 
eomwahl by the use of vouohereä funds, 
military or other governmen 
sourses would divulge information 
and/or woulä jeopardize the functions 


He. VL Branch 
CHAREES W. Tre AUS ” ALFRED C. 


Strategic Serv, Off. 
LT. COL. CHAR 


Tnis is to oertify that I have feceivod 
trom the Special Funds Officer for the p 


* x Tho disbursement of 
Anee with above authorization and is ev 


nn 


To’ : Speeial Funds Officer, 058 Austria 


. 


Is hereby authorized. 


or the carrying out of, j 
in re be with offioieT es of a sooret 
Special Funds en ie this mayanın 
r services referre o above are n 

gern nor acquireable from the 
t services; and/or acqussition through such 

projudiolal to the public interest, 
and activitites of 0SS, : 


T 


Branch SI Number, 2 2: = 


Disbursement of Special Funds in the amount of_$530,_(5300 Schillings) 


Head (: 
ULMER, JR.) Lieut. Comdr. 


Other apnroving officer_USNR, Chief, SI, i 
3 3 ak ak ak sk ak ak Akcak ak ak ak ak ak aka aka aka 


5300 Schillings. _ 
urpose as above authorizod. 


those funds was made in accord- 
idencod by attached documents. 


will account to 083 for the proper disbürsement of’ 


* Initial applicablo paragraph. 


Fritz Molden. 


Those Yınds anu return any unoxpondeä balance N 


Faksimile Nr. 1 


b der eklatanten Un- 

fähigkeit zu einer sach- 
lichen Auseinandersetzung 
mit einem redlich um Wahr- 
heitsfindung bemühten Wis- 
senschafter, die der g’stan- 
dene Journalist und lang- 
jährige Verleger Fritz Mol- 
den an den Tag legt, bin ich 
einigermaßen verwundert, ja 
empört. Stattdessen schlägt 
er wild um sich, verwechselt 
Meinung mit Faktum, zeigt 
eine verblüffende Ahnungs- 
losigkeit im Umgang mit ge- 
heimdienstlichen Kategori- 
en und ist darüber hinaus 
entweder nicht bereit oder 
eben unfähig, auf die von 


mir aufgeworfenen konkre- 
ten Fragen einzugehen. Man 
kann es nur als ein trauriges 
österreichisches Schauspiel 
bezeichnen, wie der große, 
wenn auch schon bei Zeit- 
genossen nicht unumstrit- 
tene Widerstandskämpfer 
seiner Jugendjahre fast aus- 
schließlich um die Aufrech- 
terhaltung seines selbstge- 
schaffenen Mythos bemüht 
ist. 

Er hätte mir auch nicht 
die unzähligen, mir wirklich 
nicht unbekannten Zitate 
anderer Autoren vorrechnen 
müssen, denn ich selbst ha- 
be ihm in mehreren wissen- 


schaftlichen Aufsätzen das 
Prädikat Patriot und Wi- 
derstandskämpfer keines- 
wegs versagt, übrigens auch 
nicht in meiner ersten Stel- 
lungnahme in der Tages- 
zeitung Die Presse vom 
28.11.1998 oder in ZOOM 
5/98. Leider aber zieht es 
Molden beharrlich vor, die 
seit dem Erscheinen der ins- 
gesamt eher selbstherrlich 
ausgefallenen Memoiren sei- 
ner Jugendzeit („Fepolinski 
und Waschlapski auf dem 
berstenden Stern“) im Jah- 
re 1976 mittlerweile mehr- 
fach und variantenreich er- 
weiterten Geschichten im- 


Context XXI 


mer wieder zu wiederholen 
oder sie eben durch Freun- 
de (z.B. Hans Thalberg, 
Wolfgang Pfaundler etc.) 
bestätigen zu lassen. Nun 
aber ist es tatsächlich so, 
daß einige dieser Bericht- 
episoden einer genaueren 
Untersuchung nicht immer 
standhalten können und daß 
Molden in diversen Inter- 
views (darunter auch mit 
mir) zusätzlich Behauptun- 
gen aufstellt, die sich zu- 
mindest aus den Akten des 
amerikanischen Kriegs- und 
Nachkriegsgeheimdienstes 
Office of Strategic Services 
(OSS) nicht wirklich auf- 
rechterhalten lassen. 

Dem explizit an mich ge- 
richteten Vorwurf der man- 
gelnden Recherche muß ich 
in diesem Zusammenhang 
vehement zurückweisen. Ich 
beschäftige mich nunmehr 
schon seit 1984 intensiv, 
kontinuierlich und unvor- 
eingenommen mit dem Wir- 
ken und der Bedeutung des 
OSS für Österreich und 
kenne daher auch praktisch 
jedes von Fritz Molden han- 
delnde Dokument in dem 
von der CIA seit 1983 suk- 
zessive freigegebenen Ak- 
tenbestand Record Group 
228 des National Archives 
der USA. Aus diesem Ak- 
tenpanorama wie auch aus 
meinen zahllosen Interviews 
mit Mitarbeitern des OSS 
ergibt sich ein durchaus am- 
bivalentes, phasenweise so- 
gar ablehnendes Bild des 
jungen Agenten K-28 aus 
der damaligen Sicht der 
amerikanischen Geheim- 
diensteliten insgesamt. 

Von den britischen Ge- 
heimdiensten SIS (MI6) und 
SOE wurde er ohnedies als 
potentielle Gefährdung ang- 
lo-amerikanischer Interessen 
eingestuft. SOE hat die Be- 
richte Moldens über POEN 
und O5 jedenfalls mit 


371999 


großer Skepsis betrachtet 
und als „von viel Wunsch- 
denken“ getragen eingestuft 
(Gerald Steinacher, Ver- 
hängnisvolle Vorentschei- 
dung? Südtirol und die alli- 
ierten Geheimdienste 1943- 
1945, geisteswiss. Diss. Inns- 
bruck 1998, S. 139). Die So- 
wjets haben POEN/OS5 
schon im Frühjahr 1945 als 
ein Instrument des amerika- 
nischen Geheimdienstes an- 
gesehen und daher weitge- 
hend ignoriert (vgl. Shte- 
menko-Memoiren). 

Ich möchte im folgenden 
die amerikanischen Doku- 
mente (samt und sonders 
aus Record Group 226, Ent- 
ry 199, Box 1) sprechen las- 
sen und bleibe bei meiner 


AGENTEN 


IN. DEN ALPEN 


ACCESS RESTRICTED 


oate K Ym LT 


Now filed in CIA Job No. 79-00332A 


item no. 26497 


has been withdrawn from this file: 


Job no. 617 7R7 
Box No. ji 
Folder No. AUsraıa DEC 4 Ss 


MEN Fot. 
Michi sn en. HU - / 


because it contains security classified 
information or otherwise restricted Information. 


7 Recsrrs °7 AccouwrN65 G kr) 


RG Haar 


WITHDRAWAL NOTICE 


National Security Act of 1947 1947 
‚Authority Date 
Faksimile Nr. 2 


. 085 (Lt.Horneck)» 


Kurt Rauch 
Cornides 
‚Passini 
Hafele 
Kathrein 
Perlingzer 


Yarkar folgende Agenten: 
Auer,Bluth, Gritscher ‚Novasanaky ‚Gau und Schwarz,bei 
denen die Bezahlung bisher fest ‘war, ’eb 1. Juli fallweise in Form 
von Prämien erfolgen soll. 


4 REPRODUCED AT THE NATIONAL ARCHIVES 
—— a 


YER 
Tätigkeit tabericht des‘ EREEENE Tiro1(X28) 


über seine Tätigkeit vom 26.5.-30.6.1945. 


je: Zur Zeit arbeiten ausser K28 folgende Personen fest in 


Sicherheitsbür& Tiroli 
Maj.Schneeberger (politische Berichte und Untergrund) 


(Untergrund- und Stim:ungsberichte) 


a j In der Zeit ‚vom "26.5.-30.6 +45 wurden Kuiralı das Sicherheits ! 
8 Bi Tirol insgesamt 54 Berichte politischer wirtschaftlicher ‚bzw. 
stimmungsmässiger Natur an 0SS weitergegeben.Ferner wurden ungefähr 
60 Nazi-Untergrund-Meldungen an 0SS(teilweise an Cpt.Hudson direkt, 
_ teilweise an Lt.Horneok) überreicht,.Die Mitarbeiter und Agenten des 
 Sicherheitsbüro Tirol wurden ferner bei den Nazi Untergrund Fahndung 
"aktionen im Patscherkofel-und Glungetzergebiet ‚sowie im Seefelder- 
gebiet eingesetzt.Weiters wurden diese Agenten fallweise in grösseren 
Umfang duroh 0SS direkt angefordert» und eingese tzt.Auch das Büroper 
sonal (Sekretärinnen und 'Dolmetscherin) arbeiten teilweise direkt für 


(wirtschaftliche und politische Berichte) 


" (Dolmetscherin) 
(Büro-Sekretärin) 
(Sekretärin K28) 
(lmtinun und Mechaniker) 


/ 


Faksimile Nr. 3 
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 REPRODUCED AT THE NATIONAL ARCHIVES. 
m. 


Gehälter für 26,-31.Mai 1945: x 
‚ Sohnsebergeri p . 
. Kersohbaumers 96 E 
Rauch: 96 
Hafele: 67 
ornides: 67 
erlinger: 67 
Passini : ” 


“ Gehälter für Juni En " 
Schneeberger: .— 
Rauch: ' f ; 
ı Hafele: 
‚„Cornides: | 
Passinit: 
Kathrein: 
Perlinger: 
„Auer: 
Bluth; 
Gritsoher: 
Auersperg 


Sonstiges für den Bürobetrieb; 


Be ee ae | 
Autorepara -_ r 
’ 
Summas 531,6 ;ı 
3850.- -, 
227,0 
128° \ 
alt; TIRSCSH, 


! . v4 
‚Die. Differenz zwischen 8726,05 und 4608,65 ist 4117,4 RM. 
Sie wird von K28 persönlich getragen, Fa Ze R 


U x 


Faksimile Nr. 4 


 REPRODUCED AT THE NATIONAL ARCHIVES: 
m. 


- - -BECLASSIFIED 
1) 


Kostenvorensohlag für Monat Juli 1945. . 


1.Gehälter: 

Schneeberger 500.-— RM 
Rauch: 500." 
Hafele 350. " 
Cornides 350. " 
Passini . 350. " 
Kathrein 350.--  " 
Perlinger 


2.Agenten: 


fallweise Prämie 
Gesamtsumme für Monat Juli cas 


„Sonstige Unkosten Büro_ s 
ECECT #28 ‚Unkosten K28,Bürobetrieb ) ca. 1000 „——RM 


Gesamtsumme: ;45700.,>_ RM 


1000.-— RM 
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ursprünglichen Frage: Wie 
erklärt sich Moldens Selbst- 
verständnis als Patriot und 
Verbin- 
dungsmann zur OSS, wenn 


ausschließlicher 


er für seine Tätigkeit noch 
Monate danach und sogar 
der OSS-Nachfolgeorgani- 
sation SSU Spesenrechnun- 
gen in für die damalige Zeit 
nicht unbeträchtlicher Höhe 
gestellt hat? 

Und weiters zu seiner 
Ablehnung der Bezeichnung 
„Agent“, wo er doch „nie ei- 
nen Dollar oder einen Schil- 
ling“ genommen habe (In- 
terview mit mir in Washing- 
ton am Novemberwahltag 
1996). Das journalistisch 
und umgangssprachlich so 
locker verwendete Wort 
Agent ist in der Tat ein 
leicht mißverstandener Be- 
griff, der jedoch historisch 
gewachsen ist. Im Wortge- 
brauch der CIA wird 
„Agent“ folgendermaßen 
definiert: „an individual, 
usually foreign, who acts un- 
der the direction of an in- 
telligence agency or securi- 
ty service to obtain, or assist 
in obtaining, information for 
intelligence or counterintel- 
ligence purposes and to per- 
form intelligence functions.“ 
In einem OSS-Handbuch 
wird von einem Agenten als 
„an individual recruited in 
the field who is employed or 
directed by an OSS operative 
or by a field station“ ge- 
sprochen (siehe G.J.A. 
O’Toole, The Encyclopedia 
of American Intelligence 
and Espionage, New York 
1988, p. 2/3). Es will mir 
scheinen, daß beide Defini- 
tionen ziemlich genau die 
Tätigkeit des Agenten K-28 
während der letzten Kriegs- 
monate und in den ersten 
Nachkriegswochen 
reißen. Fritz Molden war 


um- 


(trotz der amerikanischen 
Uniform) nie ein intelligence 


officer, also ein besoldeter 
Mitarbeiter von OSS, son- 
dern eben ein Agent dessel- 
ben, der seine patriotische 
Tätigkeit weitgehend den 
Interessen dieses alliierten 
Geheimdienstes unterge- 
ordnet hat, weil er ver- 
ständlicherweise auf dessen 
Ressourcen angewiesen war. 
Aus diesem Titel hat er 
denn auch mehrere Wochen 
und Monate nach dem 
Kriegsende dem OSS bzw. 
der SSU Spesenrechnungen 
vorgelegt, die über durch- 
aus ansehnliche Beträge aus- 
gestellt waren und bisweilen 
nicht einmal eine genauere 
Auflistung der zu entloh- 
nenden Leistungen beinhal- 
tet (siehe z.B. Fak. Nr. 1). 
Sieben weitere solcher Rech- 
nungen, allesamt mit No- 
vember/Dezember 1945 da- 
tiert, hat die CIA bis heute 
zurückbehalten (siehe Fak. 
Nr. 2). Jedenfalls sind Mol- 
den alle diese Rechnungsle- 
gungen geflissentlich aus 
Gedächtnis 


schwunden; wie sonst wäre 


dem ent- 
es erklärbar, daß er beharr- 
lich sich dem „Märchen vom 
bezahlten Agenten Lindley“ 
(ZOOM 1/99) 
stemmen will. Sein Pech al- 
so, daß die hier in Faksimile 
vorgelegten Leistungsver- 


entgegen- 


rechnungen eindeutig seine 
Unterschrift tragen. Daß 
weitere Belege von der CIA 
heute noch als „verschlosse- 
ne Sache“ geführt werden, 
stellt nicht gerade eine Ent- 
lastung für ihn dar. 

Und wie erklärt sich die 
Diskrepanz zwischen dem, 
was Fritz Molden in seinen 
schon erwähnten Memoiren 
über seine kurze Karriere als 
Leiter des Sicherheitsbüros 
für Tirol schreibt und den 
dazu im amerikanischen Na- 
tionalarchiv in College Park, 
MD gefundenen Akten, wel- 
che die Tätigkeit dieses 
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Büros als geradezu aus- 
schließlich im Dienste der 
Amerikaner gelegen aus- 
weist (siehe die Faksimiles 
3-7)? Jedenfalls haben die 
namentlich angeführten 
Mitarbeiter und Agenten 
(immerhin explizit als sol- 
che geführt) dieses Sicher- 
heitsbüros für die damaligen 
Verhältnisse nicht unbe- 
trächtliche Salärs bezogen. 
Auch hier nimmt es Fritz 
Molden nicht ganz so genau 
mit den Fakten. In seinen 
Memoiren spricht er davon, 
das Amt des Sicherheits- 
chefs in Tirol zehn Tage lang 
(!) ausgeübt zu haben (Fe- 
polinski, S. 400). 22 Jahre 
später sind daraus drei Wo- 
chen geworden (Die Presse, 
28.11.1998). Dem Tätig- 
keitsbericht vom 30. Juni 
1945 (siehe Fak. Nr. 3) ist 
unschwer zu entnehmen, 
daß der Schwerpunkt der 
Tätigkeit dieses von Molden 
geleiteten Sicherheitsbüros 
für Tirol eindeutig amerika- 
nischen Interessen unterge- 
ordnet war und dessen 
Funktionsperiode zumindest 
fünf Wochen lang angedau- 
ert hat, vermutlich sogar län- 
ger, nämlich bis zum Abzug 
der Amerikaner aus Tirol 
gegen Mitte Juli 1945, wie 
der Kostenvoranschlag für 
eben diesen Monat vermu- 
ten läßt (siehe Fak. Nr. 5). 
Lieber Herr Molden! Es 
wäre vielleicht an der Zeit, 
das Selbst-Bedauern („ganz 
besondere Niedertracht“) 
und die Verteidigung des 
selbstgebastelten Mythos 
aufzugeben und sich einer 
dialogischen und seriösen 
Auseinandersetzung mit den 
aus den Dokumenten beleg- 
ten Fakten zu stellen, auch 
wenn es sich hier zugegebe- 
nermaßen nur um Fragen 
von relativ geringfügiger 
welthistorischer Bedeutung 
dreht. ji} 
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4 REPRODUCED AT THE NATIONAL ARCHIVES 
1 DL 


"Abrechnung u_er 1o.ooo Lire \ dd 
f = Lire it, 
Autorepearturen insges. 2050. 
Lebenskosten 6 Tage : insges. 3100.- Lire it. 


1’Abendessen fuer die 
Fuehrer der Sued tiroler 
Volkspartei in Bozen:. 


insges. 2loo.- Le it. 
l Mittagessen mit w 


Col. Curney insges. _800.- Lire it. 
Ausgaben 8650.- Lire it. 

‚Best 1350.- Lire it. 

J ö 10000.- Lire it. 


Faksimile Nr. 6 
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% REPRODUCED AT THE NATIONAL ARCHIVES 
IT 


DECLASSIFIED 


"i -DETACHMENT 4-2 
267772 REGIMENT OSS (PROV) 
APO 512, U.S. ARMY 


aut 5 R INNSBRUCK, AUSTRIA, 


6 July 1945, 


P2 


„Received ‘from capt JAMES #.HUDSON, Commanding Officer, Det. Ar2,. 
..2677th Regiment 05S 


‘(Prov), 5783 Reichsmarks in full for the 


. expenses of the Sicherheits Büro from 22 May through 8 July 1945. 
P B R . ı 
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Der ganz normale 
Wahnsinn des Medien- 
und Politspektakels 
Aufgelesen und kom- 
mentiert 


VON PETER PENZING 


Gute Gründe, ÖVP 
zu wählen (0) 


Schwanz ab für Kinder- 
schänder. 


Gute Gründe, FPÖ 
zu wählen (I) 


Spitzenkandidat 
Herbert SCHEIBNER 


kommt mit 


Helene PARTIK-PABLE 


Plakate für Kinderschänder, 
Kopf ab für Drogendealer, 
Kinderscheck einführen, Her- 
bert Scheibner kommt mit 
Helene Partik-Pable, der 
Kinderscheck ist durch Jörg 
Haider gedeckt. 


Gute Gründe, FPÖ 
zu wählen (II) 


Haiders Überraschung: 
Prinzhormn ist Nummer 1 


Zwei Spitzenkandidaten ei- 
ner Partei. 


Brave Polizei (I) 


Hund gerettet, Asylant tot? 
„Wie jeden Tag spazierte 
Felix G. mit seinen beiden 
Hunden Max und Moritz 
durch Erpfendorf (T). Nur 
diesmal entdeckte das Hun- 
deduo ein Loch im Zaun des 
Klärwerkes, kroch durch und 
platsch! Max hatte nicht auf- 
gepaßt, landete in der stin- 
kenden, zähflüssigen Jauche 
eines der Becken. Den Zaun 
zwischen sich und dem um 
sein Leben strampelnden 
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Max, rief Felix verzweifelt am 
Gendarmerieposten an. Mi- 
nuten später war Herbert K. 
(32) zur Stelle, kletterte über 
das Hindernis, packte Max 
am Halsband und riß ihn aus 
der Dreckfalle. ‚War doch 
selbstverständlich‘, sagt K. Als 
kleinen Dank schickte Familie 
G. nun eine Flasche Wein, ein 
Belobigungsschreiben und ein 
Foto von Max.“ Was wir dar- 
aus lernen? Damit Maxi le- 
ben konnte, mußte Marcus 
O. sterben? Daß die Polizei 
nicht nur Asylanten den 
Mund verklebt? Aber nein. 
„War doch selbstverständ- 
lich“, das lernen wir daraus. 
Genauso selbstverständlich 
wie eine Abschiebung, ge- 
nauer gesagt. Und die Frage, 
wer’s in Österreich besser hat 
— der Hund oder der Asylant: 
Die dürfte nebstbei auch ent- 
schieden sein. 


Intermezzo (I) 


ganisierte Kriminalität über- 
fordert“, wie Generaldirektor 
Sika meint? Mitnichten. Es 
lohnt sich nämlich nicht wirk- 
lich, über das Tempo des Fort- 
schritts zu diskutieren, auch 
wenn die Gerichte von jeder 
müden Schnecke mühelos 
niederkonkurrenziert werden, 
wenn sie tatsächlich geschla- 
gene zwei Monate brauchen, 
um die englische Floskel „Lea- 
ve business and join the De- 
mo“ ins Amtsdeutsch zu über- 
setzen ... Das ist nämlich 
nicht notwendigerweise eine 
Befehlsausgabe durch den Su- 
perdrogenboß an seine Un- 
tergebenen, sondern heißt 
schlicht und ergreifend: „Laßt 
alles stehen und liegen, was ihr 
gerade tut und kommt auf die 
Demonstration!“ Das weiß 
zwar jeder, der als Taferlklass- 
ler in der Schule beim Eng- 
lischunterricht nicht dauernd 
gefehlt hat, im Österreich von 
Lauschangriff und Raster- 


Mathematik-UnterrichtE3 
quält Schüler ohne Nutzen 


Da haben wir’s. Qual muß 
Sinn stiften. Zum Beispiel 
das Land ausländerrein ma- 
chen ... 


Intermezzo (Il) 


Dumm sein ist ärgerlich 


Brave Polizei (II) 


Du hast’s schon schwer, gelt 
ja? Schließlich hast Du weder 
das Hunderetten noch das 
Asylantenjagen erfunden - 
sondern es ist Dir von der Po- 
litik befohlen worden. Und 
dann? Läßt die Justiz Charles 
©. einfach wieder laufen. Dro- 
genkartell ohne Kopf? Befrei- 
ungsschlag für den Innenmi- 
nister mißlungen? „Die Justiz 
[...] im Kampf gegen die or- 


fahndung ist so ein Satz je- 
doch höchst verdächtig, wer 
weiß was inkriminierend und 
ein Haftgrund. Besonders, 
wenn man gerade einen 
Schwarzen als Hauptverdäch- 


tigen braucht, um einen von 
wegen toter Asylant (nicht 
Hund!) in Bedrängnis gerate- 
nen Innenminister politisch zu 
entlasten. Fazit: Komplott ge- 
lungen, Innenminister geret- 
tet, Asylant tot, Hund am Le- 
ben, Welt in Ordnung. 


Brave Polizei (III) 


So, so! Was müssen wir flot- 
ten Raser da lesen? Innovati- 
on in Sachen Verkehrssicher- 


WONDERWORLD 


heit? Wer die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit um 
mehr als 20 km/h über- 
schreitet, bekommt nicht nur 
ein normales Strafmandat 
und muß was einzahlen? 
Aber nein: „Auf der Rück- 
seite ist das Foto eines schwe- 
ren Unfalls zu sehen. Ein 
kurzer Text informiert den 
Verkehrssünder, welche 
schrecklichen Auswirkungen 
Raserei haben kann. Präsi- 
dent Stiedl: ‚Die Texte sind 
nicht belehrend, sondern sol- 
len die Autofahrer zum 
selbständigen Denken anre- 
gen‘“. Da sind wir aber froh, 
daß dann sogar die Autofah- 
rer in Österreich zum selb- 
ständig Denken anfangen 
werden. Allerdings darf man 
nicht auf halbem Wege 
stehenbleiben: Ein Unfall- 
bild, auf der Rückseite aller 
Strafmandate, da ist der heil- 
same Schock gering - und 
spätestens dritten 
Strafmandat ist’s mit dem 


beim 


selbständigen Denken wie- 
der vorbei. Verschiedene 
Bildchen von Unfällen müs- 
sen her. Bunte. Wie bei der 
Fußball-WM. Zum Sammeln. 
Mit ganz viel Blechschaden. 
Die kann man dann mit an- 
deren Autofahrern tauschen 
und ganz Österreich fährt 
viel vorsichtiger. 


Leute von 
„Context XXI" 


Ein anderer Name ist Euch 
für Euer verdienstvolles Blatt 
nicht eingefallen? Zum Bei- 
spiel „Wir sind dagegen, wir 
sind dagegen, es bringt uns 
keinen Segen“? Zu lang? 
Forsch und knapp „quertz“ 
vielleicht? Den Witz habt Ihr 
nicht verstanden? Macht 
nichts. Wir fordern jedenfalls 
die sofortige Rückbesinnung 
auf linke Grundwerte und 
die Rückbenennung in „Ge- 
waltfreier Widerstand“! 


Context XXI 


ARGE WEHRDIENSTVERWEIGERUNG 


Die Friedenssteuer 


Im Zeitalter der Privatisie- 
rungen werden auch gesell- 
schaftspolitischen Einrich- 
tungen die Förderungen ge- 
strichen, zu einem Zeitpunkt, 
zu dem sich die Gesellschaft 
unter Druck von Medien und 
ökonomischen-politischen 
Kräften nach rechts formie- 
ren läßt. Damit werden auch 
wir in unserer Arbeit zuneh- 
mend auf den Privatsektor als 
Friedensteuer finanzielle Basis angewiesen 
_ werden. Allerdings werden 
unsere Anliegen nicht von 
Multinationalen Konzernen oder privatwirtschaftlich orien- 
tierten Instituten unterstützt, sondern von Individuen. Diese 
geben damit ihrer Hoffnung Ausdruck, daß diesem Alltags- 
druck, der jene mühsam in den siebziger Jahren in zentrale Po- 
sitionen gerückten Werte wie Frieden, menschengerechtes 
Arbeiten, die Menschenrechte, als nicht zeitgemäß und der 
Kapitalverwertung entgegenstehend qualifiziert, noch immer 
Widerstand geleistet wird. Auch durch das Aufrechterhal- 
ten, das Ermöglichen unserer Arbeit, die in dieser Tradition 
des Kampfes für Menschenrechte steht. 


Für eine 


menschenwürdigere Welt 


Spenden an die ARGE für Wehrdienstverweigerung, 
Gewaltfreiheit und Flüchtlingsbetreuung: 
BAWAG (BLZ 14000) Kto.Nr. 100 10 6705 73 


Die Zivildienstberatung 


jeden Montag 

ab 1800 Uhr 

in der Bürogemeinschaft 
1010 Wien, 
Schottengasse 3a/1/4/59 


Die Armeeabschaffung 


Die ARGE für Wehrdienstverweigerung, Gewaltfreiheit und 
Flüchtlingsbetreuung begrüßt den Beginn der Diskussion 
über den staatlichen Zwangsdienst. Das Bundesheer erfüllt 
keinen Zweck, der nicht von einer zivilen Organisiation bes- 
ser und kostengünstiger übernommen werden kann. Die Vi- 
sion der Militärstrategen vom Kampf der Kulturen und vom 
Krieg in Europa ist eine gefährliche, weil die Armeen ihre 
Visionen mit Nachdruck umzusetzen versuchen. Ihre Pro- 
phezeiungen erfüllen sich somit, wenn die zivile Gesellschaft 
nicht stark genug dagegen ankämpft. Deshalb fordert die 
ARGE für Wehrdienstverweigerung, Gewaltfreiheit und 
Flüchtlingsbetreuung die Abschaffung des Bundesheeres. 

Wird die Diskussion ausschließlich um den Zivildienst ge- 
führt, ist das eine Themaverfehlung. Der Zivildienst als staat- 
licher Zwangsdienst ist gleichzeitig mit der allgemeinen Wehr- 
pflicht zu Grabe zu tragen, da er als Wehrersatzdienst für 
Wehrdienstverweigerer konzipiert ist. 

Befreien wir den Zivildienst vom Zwangskorsett, schaffen 
wir alternative zivile Dienste auf freiwilliger Basis, gut be- 
zahlt und mit einer professionellen Ausbildung! 


Arm eea bsch affu n g swe n Preis pro Flasche/für Mitglieder der ARGE oder ab 12 Flaschen 


Weinbau Walter Zehetmayer, Feuersbrunn, NÖ 


Flaschen weınvertuner Grüner Veltliner, trocken, Qualitätswein gerebelt ...............2222eeeeeeeeeee: 55,-/45,- 
Flaschen weınzweiceır Zweigelt, trocken, Qualitätswein gerebelt ..............-22.22cseeeeeenereeren: 55,-/45,- 


Weinbau Walter und Gabriele Mühlegger, Soss, NÖ, Ernte für das Leben 


Flaschen weıncharoo Chardonnay, trocken, fruchtig ...........2222222eeeeeeeeeeeeeee ernennen 100,-/90,- 
Flaschen weınrıesung Riesling-Sylvaner, unkomplizierter, leichter Weißwein ...............22r2ecseer: 95,-/85,- 
Flaschen weınpinornoir Pinot Noir, kräftiger, säurebetonter Rotwein ..........2222eeeeeeeeeeeeeee nenne 100,-/90,— 
Flaschen weınsıauer Blauer Portugieser, milder, samtiger Rotwein ........2222222ceeeeeeeeeeeenneen: 95,-/85 
Flaschen weınsteranıe Cuvee Stefanie, Qualitätssekt aus Welschriesling und Grünem Veltliner .......... 200,-/190,- 
Flaschen weınrose Cuvee Rose, Qualitätssekt, Grundlage Blauer Portugieser ..............rr2200.- 200,-/190,- 
Flaschen weıncıöcer Glögerbrand, Destillat aus Hefe und Fruchtanteilen nach der Gärung ............ 210,-/195,- 

Plaimont Producteurs, St. Mont, Frankreich 
Flaschen weınpLaımont Plaimont Selection, fruchtiges, unkompliziertes Rotwein-Cuvee ......2...22e22000: 90,-/85,- 

Bei Versand: zuzüglich 20% Versandkosten 

T-Shirts, Präserln, Feuerzeuge, Anstecker Eisaltreir 
Stück tshirrasyıxı T-Shirt „Asyl für Deserteure", XL .......2.2222c220oeeaneeenenne nennen nenn nennen 120,- 
Stück _TsHirrasyıxxı T-Shirt „Asyl für Deserteure", XXL .....22222222eeeeeeeeeneeeee nennen rennen nn 120,- 
Pkg. PRÄSERL Präserl „Keine Soldaten für das Bundesheer", 2 Stück ..............222222seeseeennn: 20,- 
Stück reuerzzus Feuerzeug „Bundesheer abschaffen" .............22222e2eseeeeeeeeeenenee een nn 20,- 
Stück anstecken Anstecker „Zerbrochenes Gewehr" ...........222222220esueeeeeneeneeneen een nenne 25,- 


Ich interessiere mich für die Friedenssteuer - senden Sie mir den Faltprospekt mit näheren Informationen zu! 


CONTEXT XXI 


Das Abo-Geschenk 


NeuabonnentInnen erhalten - so lange der Vorrat reicht — 
eines der beiden nachstehenden Bücher. Rasch bestellen und 
Geschenkwunsch ankreuzen! 


Die Abo-Bedingungen 
Das Context XXI-Abonnement kann jederzeit schriftlich bestellt 


werden und beginnt mit der nächsterreichbaren Ausgabe. 
Das Abonnement gilt für den Rest des laufenden Jahrganges 


und für den darauffolgenden Jahrgang. Früher erschienene 
Hefte können - falls noch lieferbar - einzeln bestellt werden 
(Bestellschein unten). Das Abonnement gilt als um ein wei- 
teres Jahr (8 Ausgaben) verlängert, wenn es nicht bis späte- 
stens 15. Dezember schriftlich gekündigt wird. Die Kündi- 
gung ist nur zum Ende eines Jahrganges möglich. Das Abon- 
nement ist gegen Rechnung im voraus zahlbar. 

Das Probeabo: Sie erhalten die nächsten drei Ausgaben gratis zu- 
gesandt. Danach werden wir uns wieder an Sie wenden und 
Sie zu einer Fortsetzung des Bezugs im Normalabo einladen. 


den Bürgern” finde der 
Jawien und ‚nisierung 
Vo8 holenden Mode 


Preise: 
Ernst Lohoff: Der Dritte Weg Wolfgang Purtscheller (Hg.): Österreich: .............222222eccceeee: 250,- ATS 
in den Bürgerkrieg Jugosla- Die Rechte in Bewegung Seil- Ausland: ............:2:222c2eseeeeeenenn 350,- ATS 
wien und das Ende der nach- schaften und Vernetzungen Übersee: .........2222sseeeeeeeeeeeeneenn 450,- ATS 
holenden Modernisierung der „Neuen Rechten“ Börderabo:..32ssa 2 ass rent 700,- ATS 


attwenger « b.d.f. « bone « dharma 
bums insane ® die knödel « hermann 
wurzer « loud « m.g. firebug naked 
lunch « play the tracks of * puemp 
° reas « schönheitsfehler « scrooge 
« shaken not stirred ® sigi maron ® 
sigis bruder « the more extended ver- 
sions « those who survived the plague 


Dauerbrenner: Ratgeber 
Wehrdienstverweigerung 


Aktuell: T-Shirts „Kein 
Mensch ist illegal“ 


Fast neu: CD „Etwas besseres als Europa“ 
total time 1:16:03 


Bestellschein bitte senden (faxen) an: Bureau No.2, Schottengasse 3a/1/4/59, A-1010 Wien, Fax: ++43-1/532 74 16 


Die Abo-Bestellung Die Mediadaten 


Als Abo-Geschenk m 


Ich bestelle hiemit ein Ich bin eventuell an einer Einschaltung in 


Abonnement wähle ich folgendes Buch: der Zeitschrift und/oder in der Internet-Aus- 
Förderabonnement Purtscheller: Die Rechte gabe von Context XXI interessiert. Senden Sie 
Probeabonnement in Bewegung mir bitte Mediadaten und Terminplan. 

der Zeitschrift Context XXI Lohoff: Der Dritte Weg und kontaktieren Sie mich telefonisch unter 


ab der nächsterreichbaren Ausgabe. in den Bürgerkrieg derNummer: ru. 4.8 {ren 


Einzelhefte, Broschüren, T-Shirts, CDs ... 


Einzelpreis 
: 2... Stück 20040000. . ' ZOOM=-Lieltle) Ni: 2u..: 2:22: een cu er a ernennen 35,- 
_____ Stück conoooo ContextiXtkbleitle) Nr: zrrneee re me ee ren ehe 35,- 
_____ Stück zoomg7045 Broschüre: Ratgeber Wehrdienstverweigerung - Zivildienst u.a. .............222cee200- 50,- 
____ Stück zoom9806° Broschüre: Europa 2001 - Odyssee im Weltmarkt ...........cceeeeeeeeeeeeeeeeneenn 70,- 
Stück zoomssos Broschüre: Es muß nicht immer GLADIO sein - Attentate, Waffenlager, Erinnerungslücken .. 70,- 
Stück zoomsro22 Broschüre: ImmerWEHRend - NATO-Integration, Neutralitätsbrüche, Militarisierung ....... 70,- 
____ Stück CDEUROPA GD: Etwas: besseressäls Europa: ...:.... 2... meer een a aa ara man 80,- 
___ Stück _1sHirrkeınsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck klein M OL Kl... 120,- 
Stück  tshırrkeinsc T-Shirt Kein Mensch ist illegal, schwarz, Aufdruck groß M OL Reed 120,- 
Stück _TsHirrkeınsk T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck klein, Größe XL.............2.22222.- 120,- 
Stück  tshırrkeınsc T-Shirt Kein Mensch ist illegal, blau, Aufdruck groß, Größe XL ..............: 222200: 120,- 
Besteller/in: rss a A ea ER Een EN EHRE 


abschaffen! 
zur SICHERHEIT 


SPÖ und ÖVP rüsten auf - neben oder für die 
NATO. Liberale wollen ein Euroheer, FPÖ und 
Grüne sind für ein Berufsheer. 
Angesichts tausender getöteter Menschen in 
Jugoslawien, ermordet von NATO-Militär und 
jugoslawischen Einheiten, ist es höchste Zeit, 
über eine. neue Sicherheit nachzudenken. 
Alle Heere dieser Welt sind ausgebildet 
Menschen umzubringen. 
Aktive Friedenspolitik braucht keine Armeen. 
BE Das neutrale Österreich könnte vorpreschen 
Nee eek kueis und das Bundesheer ersatzlos abschaffen. 


Seien wir realistisch, fordern wir das Unmögliche... Ki [ OÖ 


VHS-Kurse mit Stephan Grigat 


Marx nach dem Marxismus (nr. 11018) 


Zehn Jahre nachdem der Marxismus als Rechtfertigungswissenschaft des Realen Sozialismus im Ostblock ausgedient 
hat, soll ein Blick auf den ursprünglichen Marx geworfen werden. Auch wenn dieser Denker des 19. Jahrhunderts 
heute ebenso für tot erklärt wird wie der Marxismus, spuken Elemente der Marxschen Theorie durch zahlreiche aktuelle 
politische Diskussionen. Gerade in den Debatten zur Globalisierung tauchen zentrale Überlegungen von Marx wieder 
auf. In dem Kurs sollen die Grundzüge der Philosophie-, Politik- und Ökonomiekritik von Marx vermittelt und vor dem 
Hintergrund aktueller Entwicklungen diskutiert werden. Vorkenntnisse sind für die Teilnahme nicht erforderlich. 
29. Oktober 1999 - 26. November 1999, Freitag, 17.00 - 18.30, Kursbeitrag 280,- ÖS 


Antisemitismus und Rassismus _ (nr. 411019) 


Antisemitismus und Rassismus haben das 19. und 20. Jahrhundert nachhaltig geprägt. Bis heute finden sich in zahlreichen 
Ländern antisemitische und rassistische Vorstellungen, die allzu oft in eine Diskriminierungs- und Verfolgungspolitik 
umgesetzt werden. In dem Kurs sind die Unterschiede und Gemeinsamkeiten von Rassismus und Antisemitismus zu er- 
arbeiten. Von der historischen Entstehung bis zur aktuellen Ausprägung sollen rassistische und antisemitische Denk- 
und Verhaltensweisen untersucht und diskutiert werden. Besondere Berücksichtigung wird dabei die Zeit des Natio- 
nalsozialismus erfahren. In bezug auf die heutige Zeit gilt es, insbesondere versteckte, weniger offensichtliche For- 
men von Antisemitismus und Rassismus aufzuzeigen. 

3. Dezember 1999 — 21. Januar 2000, Freitag, 17.00 - 18.30, Kursbeitrag 280,- ÖSs 


Anmeldungen an die VHS-Meidling, 
Längenfeldgasse 13 - 15, 1120 Wien, Tel.: 810 80 67, Fax: 810 80 68-76110, E-mail: office@meidling.vhs.at 


DIE GRÜNEN 


Podiumsdiskussion 


EU-Erweiterung 
ein Friedensprojekt? 


Diskutiert am Beispiel der Krise in Südosteuropa 


Montag, 27. September — 1900 Uhr 
WU-Hauptgebäude, Aula, Hs. 05, Augasse 2-6, 1090 Wien 


Der Krieg in Südosteuropa wurde von einem labilen Waffenstillstand abgelöst. 
Eine dauerhafte Konfliktlösung ist noch lange nicht gesichert. Wer den labilen 
Frieden nicht nützt, um politische, wirtschaftliche und kulturelle Schritte zur Sta- 


bilisierung der Region zu unternehmen, könnte schon bald von einem neuen 
Gewaltausbruch überrascht werden. 


VeranstalterInnen: Die Grünen/Basisgruppe an der WU 


Teilnehmerlnnen: 


Dr. Vidimir GLIGOROW 


Wiener Institut für internationale Wirtschaftsvergleiche 


Branka JOVANOVIC 
Grüne Partei, Belgrad 


Dr. Gazmend PULA 


Helsinki Föderation, Wien - Pristina 


Dr. Joachim BECKER 
Institut für Außenwirtschaft und Entwicklungsökonomie, WU Wien 


Univ.-Prof. Alexander VAN DER BELLEN 


Bundessprecher, Die Grünen 


www.gruene.at 


